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Editorial

Hallo Menschen,

diese Ausgabe ist mal wieder randvoll mit Informationen aus aller  Welt. Im Juli geriet das Satiremagazin Titanic in das Fadenkreuz der  Kirche. Anlass genug für uns, um einen Artikel aus der „Tierra y  libertad“, dem Monatsmagazin der Iberischen Anarchistischen Föderation (FAI), zu übersetzen und zu erfahren „Was ist der Vatikan?“.

Ebenfalls im Juli gab es in Aurora/USA ein Massaker. In der US-Berichterstattung geriet das Anarchist Black Cross (ABC) Denver sehr schnell in das Zentrum der Aufmerksamkeit. ABC  Denver sah sich daraufhin veranlasst, öffentlich Stellung zu nehmen zu  der Behauptung, der Amokläufer wäre Anarchist und Mitglied von ABC gewesen.

Und wo wir gerade beim Thema Gewalt sind. Aufgrund der massiven  Polizeigewalt gegen die streikenden Minenarbeiter*innen in Spanien  veröffentlichen wir hier einen Artikel der Grupo Anarquista Tierra aus  Madrid. Der Artikel „Politisch aktiv trotz Repression“ hingegen ist  nicht nur ein Veranstaltungsbericht, sondern liefert auch einen Abriss  über die anarchistische Bewegung in Belarus (1991-2012).

Sicher ist der geneigten Leser*innenschaft auch nicht entgangen, dass  im Juli auch der Prozess gegen die Frauen von Pussy Riot angefangen  hat. Wir haben an dieser Stelle leider keinen aktuellen Artikel dazu,  wünschen den Aktivist*innen aber alles Gute und möchten an dieser Stelle  noch einmal mit Nachdruck betonen, dass wir für die sofortige und  bedingungslose Freilassung der Inhaftierten sind! Aktuelle Meldungen zum  Fall findet ihr u. a. auf der englischsprachigen Seite  freepussyriot.org.

Nicht zu vergessen, bei all den aktuellen Ereignissen, sind auch die  Artikel zur Geschichte des Anarchismus in Japan, der Rückblick des CLK  auf 13 Jahre Cafe Libertad Kollektiv, der Countdown zum anarchistischen  Welttreffen in St. Imier, die 2. Libertäre Medienmesse in Bochum, einer  außergewöhnlichen Hausbesetzung in Berlin, der Initiative zur Gründung  einer anarchistischen Gruppe oder Föderation irgendwo zwischen Rhein und  (Auf-)Ruhr, zwei interessante Rezensionen und vieles andere mehr …

Ihr könnt uns übrigens sowohl in St. Imier als auch in Bochum  persönlich treffen! Wir freuen uns darauf, euch an unserem Stand  begrüßen zu können!

Eure Redaktion der 改道 Gǎi Dào

 

Lesen ist gut, selber machen ist besser!

Die [改道] Gǎi Dào versteht sich als offenes Projekt und lebt von einer regen Beteiligung möglichst vieler. Unsere Themen sind dabei so vielfältig wie wir selbst. Also ganz gleich ob aktuelle Berichte, historische Abhandlungen, Gedichte oder Handwerktipps, wenn du denkst das etwas in eine anarchistische Zeitschrift wie diese passt, melde dich!

Besonders freuen wir uns natürlich über Menschen, die längere Zeit an der [改道] Gǎi Dào mitarbeiten wollen, egal ob in der Redaktion, oder „nur“ in einem speziellen Thema. Einen bestimmten Wohnort oder besondere Fähigkeiten brauchst du dafür nicht. Die Redaktionsarbeit läuft vollständig online und wir erklären dir gerne alles, was du wissen musst.

Web: www.gaidao.blogsport.de

  Kontakt: redaktion-gaidao@riseup.net

  PGP-Schlüssel auf Nachfrage


Weltweit

Countdown zu St. Imier 0 – noch 8 Tage


Nun steht das Internationale Anarchistische Treffen in St. Imier direkt an. Wir haben in den letzten Ausgaben allerlei Infos veröffentlicht und mit der Sonderausgabe der Gaidao auch ein komplettes Heft dem Thema gewidmet. Da dieses Heft auch als Nachschlagewerk auf dem Treffen selbst dienen kann und soll, möchten wir euch an dieser Stellen nochmals herzlich darauf verweisen (falls es in eurer Nähe keine Hefte hinschafften, könnt ihr gerne eine Ausgabe ausdrucken: gaidao.blogsport.de).

Bedeutende inhaltliche Änderungen gab es seit der Drucklegung der Sonderausgabe nicht, weshalb wir uns in diesem Teil des Countdowns auf eine etwas tiefer gehende Betrachtung des historischen Prozesses rund um die Spaltung der Ersten Internationalen und der Entstehung der Antiautoritären Internationale widmen werden.

Vorher jedoch noch der Hinweis, dass wir zahlreiche Infoveranstaltungen durchgeführt haben und immer noch welche durchgeführt werden. Vielen Dank an alle Menschen, die das möglich gemacht haben!

Für alle, die immer noch nicht wissen, wie sie hinfahren sollen, hier noch als Last-Minute-Verweis: http://www.hitchhikers.org/ Dort könnt ihr Mitfahrgelegenheiten nach St. Imier anbieten bzw. suchen

Wir sehen uns in der Schweiz!!!

Saint Imier und seine Bedeutung in der Geschichte des Anarchismus

Am 15. und 16. September 1872 kam es dort zur Gründung der Internationale der antiautoritären (sprich anarchistischen) Föderationen. Somit jährt sich 2012 dieses Ereignis zum 140. Mal. Ein kurzer Rückblick auf die Entwicklung und eine Beschreibung der aktuellen Situation vor Ort.

von Johannes K. F. Schmidt

Saint Imier ist, mit rund 4.700 Einwohner*innen, die zweitgrößte Gemeinde des Berner Jura und erstreckt sich in einem Tal, dem „Vallon de Saint Imier“. Die Bevölkerung ist zum überwiegenden Teil französichsprachig; nur ein geringer Prozentsatz spricht entweder deutsch oder italienisch. Wirtschaftlich waren Saint Imier und seine Umgebung bis zum Ende des 18. Jahrhunderts hauptsächlich landwirtschaftlich geprägt. Danach entwickelte sich im Ort das Uhrmacherhandwerk, das zuerst weitgehend in Heimarbeit und kleinen Manufakturen betrieben wurde, später dann in großem Stil in Fabriken.

Mit der Entwicklung der Uhrenindustrie ging auch ein rasanter wirtschaftlicher Aufschwung einher und ein sprunghaftes Anwachsen der Bevölkerung (1888 zählte die Gemeinde bereits 7.557 Einwohner*inen). Saint Imier wurde ein Zentrum der Uhrenherstellung und hatte nach 1880 seine Blütezeit. Die ab 1970 einsetzende und viele Jahre anhaltende wirtschaftliche Krise in der Uhrenindustrie führte zum Verlust von hunderten von Arbeitsplätzen und zur massiven Abwanderung großer Teile der Bevölkerung. Heute werden in Saint Imier vornehmlich Produkte aus der Mikromechanik und Präzisionsgeräte sowie Uhrengehäuse hergestellt.

In der Geschichte des Anarchismus nimmt Saint Imier einen hohen Stellenwert ein, was eben auch mit der Uhrenproduktion zusammenhängt; denn gerade die jurassischen Uhrmacher und Graveure waren beseelt von einem hohen Streben nach Unabhängigkeit und Freiheit. Viele von ihnen waren zudem hochgebildet. Diese Tatsache ist im Laufe der Zeit, als sich in der anarchistischen Bewegung zugunsten eines geschichts- und theorielosen Spontaneismus ein Hang zur Vernachlässigung der eigenen Geschichte bemerkbar machte, in fast völlige Vergessenheit geraten. Die Vorgeschichte, die die jurassische Uhrmacherstadt mit dem Anarchismus eng verbunden hat, liegt in dem bekannten Zwist zwischen Marxianer*innen und Bakunist*innen innerhalb der am 28. September 1864 in London gegründeten “Internationalen Arbeiter-Assoziation (IAA)”, auch als “Erste Internationale” bekannt. Diese internationale Organisation der Arbeiterbewegung vereinte eine große Zahl sozialistischer Gruppen und Organisationen, die allerdings recht verschiedene Sozialismustheorien bzw. -interpretationen vertraten. Auf dem Genfer Kongress von 1866 waren die Proudhonist*innen diejenigen, die die Diskussionen mit ihrer Anschauung prägten. Bald schälten sich zwei Hauptrichtungen innerhalb der Internationale heraus, die sich bitter bekämpfen sollten. Es waren dies die Anhänger*innen der Richtung Marx/Engels auf der einen und derjenigen Bakunins (der erst 1868 der IAA beigetreten war) und Guillaumes auf der anderen Seite.

Es wird häufig davon geredet, dass der Konflikt zwischen dem autoritären Sozialisten Karl Marx und dem Anarchisten Michail Bakunin rein persönlicher Natur gewesen sei. Doch wird dabei vernachlässigt, dass diese beiden Personen verschiedene Konzeptionen des Sozialismus und dorthin führende Wege vertraten, die von verschiedenen Gruppen innerhalb der Internationale jeweils mitgetragen wurden. Während Marx und Engels die Schaffung zentralistisch geführter Arbeiterparteien in den einzelnen Ländern und die Eroberung staatlicher Macht propagierten, lehnten die Anarchisten um Bakunin prinzipiell jede Art zentralistischer Führung durch Parteien oder Klassen ab, da sie entschiedene Feinde jeder Herrschaftsform (somit auch der Parteien und Staaten) waren. Statt einer von Marx/Engels angestrebten autoritär strukturierten IAA wollten die Anarchist*innen einen föderalistischen Aufbau derselben, die auf eine radikale soziale Revolution hinarbeiten sollte. Die Anarchist*innen, besonders Bakunin, verurteilten die Ideen von Marx als autoritär und völlig inakzeptabel, weil eine als „Avantgarde“ wie auch immer an die Macht gelangte „Partei der Arbeiterklasse“ (für die zu bilden auf dem Londoner IAA-Konferenz von 1871 eine entsprechende Resolution von Marx/Engels & Co. durchgesetzt werden konnte) mindestens genauso verfahren würde wie die Klasse der Kapitalist*innen, gegen deren Herrschaft sie (Marx und Bakunin) gemeinsam gekämpft hatten.

Diese Auseinandersetzungen der beiden in der IAA sich herausgebildeten Flügel leiteten letztlich die Spaltung der IAA ein, die auf dem Den Haager Kongress, der vom 2. bis zum 7. September 1872 stattfand, besiegelt wurde: Marxens Ziel war es, die gegen seinen Zentralismus gerichtete Opposition aus der Internationale hinauszudrängen und auszuschalten. Um dies zu erreichen, wandte er alle möglichen Intrigen und zweifelhafte Tricks an. Zunächst berief der von Marx angeführte Zentralrat der IAA für die Zeit vom 17. bis 23. September 1871 eine geheime Konferenz in London ein, der 13 Mitglieder des Generalrats sowie 23 Delegierte ausgewählter Sektionen aus Belgien, Deutschland, England, Frankreich, Irland, Italien, Spanien, Schweiz und USA angehörten (in den einzelnen Ländern gab es verschiedene lokale Sektionen). Die Bakunist*innen wurden überhaupt nicht eingeladen, so dass es der marxschen Position ein leichtes war, sich auf jener Konferenz durchzusetzen. Auf dem bereits erwähnten, späteren Kongress von Den Haag 1872 gelang es ihm, einen Haufen ihm treu ergebener Delegierter („Mönchshaufen“ würde man heute dazu sagen) einzuschleusen, die zum Teil Sektionen vertraten, die es – wie nachgewiesen werden konnte – überhaupt nicht gab. Diese Paladine waren Marx, den Errico Malatesta als diktatorisch charakterisierte, dem es nur um die Eroberung politischer Macht zu tun gewesen sei, dermaßen untertänig, dass sie ihn sogar in einer Art religiöser Anbetung ihren „teuren Meister“ nannten. Konnte Marx mit einer zuvor breit angelegten Verleumdungskampagne, um Bakunin und seine Anhänger mundtot zu machen und zu isolieren (unter anderem behauptete er unter bewusster Verdrehung der Tatsachen, Bakunins in der berüchtigten St. Petersburger Peter-und-Pauls-Festung niedergeschriebene und an den Zaren adressierte „Beichte“ (mit der Bakunin aus der Haft entlassen zu werden hoffte) sei ein einziger Verrat an zahlreichen russischen Revolutionären gewesen, oder: Bakunin habe gefälschte Wertpapiere in Umlauf gebracht, oder: Bakunin habe sich nach dem Tod seines Freundes Alexander Herzen dessen beträchtliches Vermögen erschlichen, oder: Bakunin habe auf dem Baseler Kongress falsche Vollmachten von Sektionen vorgelegt, um den Kongress majorisieren zu können, oder: er habe alle möglichen Verleumdungen gegen den Generalrat ausgestreut, obwohl Marx die Einstellung Bakunins, lieber tausendmal verleumdet als selber ein Verleumder zu werden, bestens kannte, usw. usf.) nichts ausrichten, so griffen er und sein Anhang zu bürokratischen Mitteln, um einen Ausschluss der Antiautoritären aus der Internationale zu erwirken: Es wurde eine inquisitorische „Commission d’enquete“ (Untersuchungskommission) unter deutschem Vorsitz eingerichtet, dessen alleinige Aufgabe es war, „nachzuweisen“, dass die Statuten der von Bakunin 1868 gegründeten geheimen „Internationalen Allianz der sozialen Demokratie“ denjenigen der IAA zuwiderlaufen und die Allianz die Zerschlagung der IAA anstreben würde. Die „Untersuchungskommission“ kam zu dem gewünschten Schluss, dass all dies und noch mehr Verabscheuungswürdiges zuträfe und beantragte den Ausschluss der Antiautoritären, vor allem Bakunins und der Schweizer Jura-Delegierten. Das gelang Marx schließlich, gestützt auf die künstlich geschaffene Mehrheit (von der viele, die ihr angehörten, überhaupt nicht genau wussten, worum es eigentlich ging; sie sollten ja auch nur als Stimmvieh fungieren). Marx war es zwar nicht gelungen, die anarchistischen Ideen in der Ersten Internationale zu eliminieren, jedoch verhinderte er mit der Einberufung des Kongresses der Internationale nach Den Haag im Jahre 1872, dass Bakunin an diesem teilnehmen konnte: Jedermann, auch Marx, wusste, dass ihm eine Anreise aus der Schweiz aufgrund schwerer Erkrankung nicht möglich war. Zudem wurde er in Frankreich und auch in Deutschland steckbrieflich gesucht. Auch das wusste Marx. Die Beschlüsse für den Ausschluss der Antiautoritären wurden allerdings nach dem Haager Kongress von allen Landesföderationen auf ihren jeweiligen Kongressen für null und nichtig erklärt, weil die Mehrheit der Kongressteilnehmer*innen keine Sektionen repräsentierte und somit die Entscheidungen nicht dem Willen der Mehrheit der Mitglieder der IAA entsprachen. Einzelne Föderationen, darunter die spanische, italienische und russische, legten – erfolglosen – scharfen Protest gegen den Ausschluss ein. Als Konsequenz kam es dann am 15. und 16. September 1872, also zwei Wochen nach dem Haager Kongress, in Saint Imier zu einem Kongress der Jura-Föderation, der nochmals die Ausschlüsse in aller Schärfe verurteilte und sich mit den Ausgeschlossenen solidarisch erklärte. Marx und Engels, die auf diesem Kongress laut Bakunins Kampfgefährten James Guillaume (der eine kleine, schlechtgehende Druckerei betrieb) ebenfalls anwesend waren, um ihre Verleumdungen weiter zu betreiben, drangen nicht durch.

Tagungsort war ein Hotel, das später in Hotel Central umbenannt wurde (vor ein paar Jahren wurde das arg ramponierte Gebäude saniert). Dort kam es zur Gründung der „Antiautoritären Internationale“, der sich die Landesföderationen von Belgien, England, Holland, Italien, Spanien und den USA anschlossen. Damit kam es zur von der Marx/Engels-Fraktion verursachten Spaltung der Ersten Internationalen, die sich 1876 formell auflöste, nachdem sie und ihr Generalrat keinerlei Bedeutung mehr besaßen. Die Antiautoritäre Internationale sollte alle Sektionen und Mitglieder vereinen, die sich für eine verstärkte föderale Organisation der Internationale einsetzten und die Zerstörung aller Herrschaftsstrukturen (wozu auch der Generalrat zu zählen war) und damit die Aufrichtung der anarchistischen Gesellschaft zum Ziel hatten, die zu erreichen der revolutionäre Streik als Mittel dienen soll. Der erste deutsche Delegierte der Antiautoritären Internationale war 1874 übrigens der Anarchist und spätere Niederwald-Atttentäter August Reinsdorf. Inhaltlich orientierte sich die Antiautoritäre Internationale vor allem an den im Jahr 1871 formulierten Prinzipien der Jura-Föderation, denen zufolge die Internationale die „Keimzelle der künftigen menschlichen Gesellschaft“ und „schon heute das Abbild unserer Prinzipien von Freiheit und Vereinigung sein“ müsse, weshalb jedes nach Autorität und Diktatur strebende Prinzip und Handeln – auch organisationsintern – unnachgiebig bekämpft werden müsse.

Die auf dem Kongress von Saint-Imier gefassten Beschlüsse sind für die anarchistische und anarchosyndikalistische Bewegung auch heute noch von Bedeutung. So gilt seitdem immer noch, keiner Partei, auch einer sich sozialistisch oder kommunistisch nennenden, beizutreten, weil diese die freie Entfaltung, die spontane und freie Organisation verunmöglichen. Nur eine absolut freie, ökonomische Föderation und Organisation, die auf der Arbeit und der Gleichheit aller beruhe, garantiere – so einer der Beschlüsse – die vollständige Unabhängigkeit von jedweder politischen Herrschaft. Es könne kein anderes Ziel geben als die Gründung einer auf der Basis solidarischen Handelns ausgerichteten Föderation der Produzenten (etwa der Arbeiter*innen und der Bauern/Bäuer*innen) und der autonomen Kommunen. Denn jede politische Organisation sei „die Herrschaftsorganisation zu Gunsten einzelner Klassen und zum Nachteil der Massen“. Folgerichtig wurde denn auch die marxsche These von der durch das Proletariat zu erobernden politischen Macht ausdrücklich verworfen, weil dadurch das Proletariat gleichfalls zur herrschenden Klasse würde (Stichwort: Diktatur des Proletariats). Deshalb erklärte der Kongress die Abschaffung jeder politischen Macht zu einem der vorrangigsten Ziele, das durch die soziale Revolution der Proletarier aller Länder erreicht werden müsse. Nur dadurch sei die Errichtung einer herrschaftsfreien, klassenlosen Gesellschaft möglich. Der Kongress von 1872 in Saint Imier war gewissermaßen die Geburtsstunde einer organisierten internationalen anarchistischen Bewegung, indem sie sich durch eine eigene Internationale von den Vertreter*innen des autoritären und reformistischen Sozialismus deutlich abgrenzte. Insgesamt gab es fünf Kongresse der Antiautoritären Internationale. Auf dem Berner Kongress von 1876 wurde sogar eine neue Strategie des Kampfes beschlossen: die “Propaganda der Tat”, mit welcher die unterdrückten Völker aus ihrer Lethargie herausgerissen und zur revolutionären Betätigung angestachelt werden sollten.

An dem letzten Kongress, der 1877 in Verviers stattfand, nahmen Delegierte der Föderationen von Italien, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Ägypten, des Schweizer Jura und des französischsprachigen Teils Belgiens teil. Nach dem Kongress von Verviers hörte die Antiautoritäre Internationale faktisch zu existieren auf; denn schon zum nächsten, für 1878 geplanten, Kongress in Belgien kam es nicht mehr. Das Ende bedingte vor allem der Niedergang der Jura-Bewegung (der letzte Kongress der Jura-Föderation fand 1880 statt). Das aber war beileibe keinesfalls auch das Verschwinden der anarchistischen Ideen. Die weltweite anarchistische Bewegung hatte – und hat weiterhin – ihre Höhepunkte, sie musste – und muss das auch heute noch – Niederlagen und Verfolgungen durchleiden. Aber sie stand und steht immer wieder auf!

Nicht von ungefähr beruft sich die auf dem internationalen anarchistischen Kongress vom 31. August bis 5. September 1968 in der italienischen Marmorstadt und anarchistischen „Hochburg“ Carrara gegründete „Internationale der Anarchistischen Föderationen (IAF bzw. IFA)“ in der Präambel ihrer Prinzipienerklärung auf die 1872 in Saint Imier aufgestellten Prinzipien. Demzufolge kämpft die IAF / IFA für die Abschaffung aller wirtschaftlicher, politischer, sozialer, religiöser, kultureller oder sexueller Unterdrückung und für die Schaffung einer „freien Gesellschaft ohne Klassen, Staaten oder Grenzen, auf Grundlage des anarchistischen Föderalismus und der gegenseitigen Hilfe“.



Und was geschieht heute in Saint Imier selbst?

Da steht an der Hauptstraße das große Gebäude des 1984 als Kooperative gegründeten libertären Kulturzentrums „Espace Noir“, wo sich beispielsweise 1988 die von einer Massenarbeitslosigkeit betroffenen und rebellischen Uhrenarbeiter versammelten und über direkte Aktionen gegen die Firmenbosse ratschlagten. Das „Espace Noir“ ist eine auf anarchistischen Ideen beruhende selbstverwaltete Kooperative, die einer wirtschaftlich bedingten Abwanderung eine Bewegung für das soziale und kulturelle Überleben der Region entgegenzustellen versucht. Das Zentrum beherbergt einen Buchladen, eine Kneipe (in der Schweiz „Beiz“ genannt), einen großen Versammlungsraum, eine Galerie, ein Theater, einen Konzertsaal, Wohnräume und ein kleines Kino. „Espace Noir“ sieht sich in einer mehr als hundertjährigen lokalen anarchistischen Tradition: Bakunin hielt in Saint Imier Vorträge bei den Uhrenarbeitern, dort entstanden die „Federation Jurassienne“ und die „Antiautoritäre Internationale“. Kropotkin wurde durch die jurassischen Uhrenarbeiter zum Anarchisten. 1978 wurde die „Federation libertaire des Montagnes“ gegründet, die sich auf die erste anarchistische Arbeiterorganisation der Geschichte beruft und antiautoritäre Selbstverwaltung, Klassenkampf und „Bildung von Gegenmacht“ propagiert, um Menschen zu ermutigen, ihren Alltag selbst zu gestalten. „Espace Noir“ versteht sich als ein Ort der Solidarität und des sozialen Handelns und bietet den verschiedenen anarchistischen Richtungen ein Forum.

Solidarität mit den spanischen Mineros!

Die soziale Lage in Spanien verschärft sich immer weiter. Der Fall der Minenarbeiter*innen ist ein erneuter Angriff auf die Arbeiterklasse und die allgemeine Bevölkerung. Die Haushaltskürzungen, die von der Regierung angesetzt wurden, beeinflussen zahlreiche gesellschaftliche Schichten, aber vor Allem die Arbeiterklasse und die sozial am meisten Benachteiligten, das heißt die Arbeitslosen, Rentner*innen, Beamt*innen und Menschen ohne Qualifikationsnachweise. Die Regierung will unser Einkommen kürzen, obwohl nicht eine einzige Maßnahme durchgeführt wird, die diejenigen zahlen lässt, die am meisten besitzen: die Reichen und die Kapitalist*innen. 

  Die Mobilisierung der Minenarbeiter*innen ist etwas großes, sie sind von den verschiedenen Minen her zu Fuß bis zur Hauptstadt gelaufen, aus Asturien, Léon und Aragonien; fünfzehn Tage lange zogen sie von Dorf zu Dorf und Stadt zu Stadt und fanden überall in der Bevölkerung Unterstützung. Dank der enormen Solidarität der Einwohner*innen all dieser Orte, erlebten sie große emotionale Momente auf ihrem Weg. 

  In Asturien und Léon fanden zwischen ihnen, der Polizei und der Guardia Civil wahre Schlachten statt, in denen sie von den Einwohner*innen unterstützt wurden, sogar im Herzen von Pola de Lena. Die Polizei und die Guardia Civil schießen mit Hartgummigeschossen (‚Flashballs'), worauf die Mineros mit improvisierten Schusswaffen Golfbälle zurückschießen. In manchen Orten kam es auch schon zu Nahkämpfen. 

  Am Morgen des 11. Julis sind die Minenarbeiter*innen in Madrid angekommen: die Akzeptanz und Unterstützung in der Bevölkerung war enorm und bewegend, als sie alle riefen "Madrid ouvrier est avec les mineurs!" (zu dt.: "Die Arbeiter*innen Madrids sind mit euch!"). 

  Tausende von Menschen haben sie bis ins Stadtzentrum begeleitet, wo einige ihrer Sprecher*innen Worte des Dankes sprachen und alle Arbeiter*innen des Landes zum Aufstand gegen die Regierung, die nur die Interessen der Kapitalist*innen vertritt, aufriefen. 

  Die Versammlung in dieser Nacht dauerte bis fast 4 Uhr morgens. In den Morgenstunden hatte sich bereits ein neuer Demonstrationszug in den Straßen der Stadt gebildet. 500 Busse aus den Minengebieten kamen an und wieder stand ihnen die Bevölkerung unterstützend zur Seite. Die Demonstration ging bis zum Industrieministerium, wo die Forderungen nach Gesprächen mit dem Minister nicht beantwortet wurden. Die verantwortlichen Politiker*innen sind dabei, eine Situation zu erschaffen, die jeden Moment explodieren könnte, indem sie den Stimmen der Menschen auf den Straßen keine Beachtung schenken und ihnen zu allem Überfluss auch noch vorwerfen, gewalttätig zu sein. Während der Demonstration am Morgen gab es einige Auseinandersetzungen mit der Polizei, mit Verletzungen und Verhaftungen. 

  Am Nachmittag gab es auf den Straßen von Madrid eine weitere Demonstration mit mehreren tausend Menschen, die durch die Konfrontation mit der Polizei in der Stadtmitte beendet wurde, man spricht von 50 bis 60 (Anm.d.Ü.: 76) Verletzten; bisher ist die Anzahl der Verhaftungen noch unklar. 

  Nach All dem ist der Minister immer noch nicht zu Verhandlungen bereit und zudem hat die Regierung weitere harte Maßnahmen beschlossen, die immer gegen die gleichen gehen. Kein einziges Wort wird darüber verloren, hohe Vermögen zu besteuern oder die Banker für die Krise, die sie verursacht haben, zahlen zu lassen und auch kein Wort darüber, Kürzungen für die zahlreichen Vergünstigungen der katholischen Kirche einzuführen. 

  Offensichtlicher kann man nicht zeigen, welche Interessen die Regierung verfolgt und was sie der Arbeiterklasse antun. Es könnte nicht deutlicher sein, dass es notwendig ist, die Gesellschaft und unser Leben anders zu organisieren. Es könnte nicht deutlicher sein, dass eine soziale Revolution notwendig ist, die es uns ermöglicht, unser Leben selbst zu bestimmen. Organisieren wir uns gegen den Staat und gegen die Kapitalisten. 

  Es lebe die Anarchie.

Groupe anarchiste Tierra, Fédédration Anarchiste Ibérique (Sekretariat IFA)





Politisch aktiv trotz Repression – Anarchistische Bewegungen in Belarus (1991-2012)

Auf ihrer Vortragsreise durch Deutschland machten Anfang Juli zwei Anarchist*innen aus Belarus Stopp im Infoladen Paderborn. Mit Hilfe eines Übersetzers berichteten sie über anarchistische Aktivitäten und die Rahmenbedingungen ihrer Handlungsmöglichkeiten in den 1990ern und 2000ern. Der Vortrag fand im Rahmen der wöchentlich Freitagabend stattfindenden Abendveranstaltung im Infoladen Paderborn statt. Der nun folgende Bericht gibt Eindrücke aus dem Publikum wider.

Ursprung und Folgen der Bewegung

Eine aktive anarchistische Bewegung gibt es erst wieder seit der Auflösung der Sowjetunion. Ihre Geschichte kann als eine Wellenbewegung gelesen werden, bei der auf jeden Berg der Mobilisierung ein Tal massiver staatlicher Repression folgt. Belarus hat die höchste Polizist*innen-Quote unter allen Staaten der Welt (etwa 1442 pro Hunderttausend. Auf Platz zwei liegt Brunei mit nur etwa Tausend)! Anarchist*innen müssen daher immer mit (Massen-)Festnahmen, Hausdurchsuchungen und Gefängnisstrafen rechnen.

„Vater“ Lukaschenko

Die politische Herrschaft in Belarus ist eine präsidiale Demokratie. Seit 1994 regiert Präsident Lukaschenko zusammen mit einem kleinen Kreis von Verbündeten die ca. 10 Millionen Einwohner*innen. Lukaschenko bezeichnet sich gerne als „Vater“ Belarus (in belarussisch „Batska“) und wird auch als solches von seinen Anhänger*innen betitelt. Der Patriarch verhält sich oft wie ein Stalin-Nachfolger, z.B. tauscht er seine Führungsclique regelmäßig aus. 1996 kommt es zu den ersten großen Protesten gegen das Herrschaftssystem. Das Lager der „klassischen“ Opposition besteht überwiegend aus liberalen belarussischen Nationalist*innen und wenigen panslawisch orientierten Imperialist*innen.

Satire und Punkrock

Bereits in den frühen 90ern bemühen sich Intellektuelle in Belarus, anarchistische Positionen öffentlich zu machen. Aus diesem Spektrum gründet sich die Anarchistische Föderation Belarus. Aus diesem Umfeld heraus kommen z.B. Projekte wie die erfolgreiche Satire-Zeitung „Navinki“ („Nachrichten“), welche trotz Zensur ein paar Jahre lang sogar an regulären Kiosken verkauft wird. Die Zeitung kann viele Menschen für Anarchismus begeistern, bis sie schließlich in den frühen 2000ern wegen Angst vor zu großem Einfluss verboten wird. Zu diesem Zeitpunkt formiert sich parallel eine stark politisierte und aktivistische Punkrock-Szene. Wegen der Repression werden Konzertankündigungen nicht öffentlich beworben sondern nur per Mundpropaganda verbreitet. Trotzdem werden viele der Konzerte von der Polizei aufgelöst oder unterbunden. Seit Mitte der 2000er hat sich die Punkrock-Szene zunehmend entpolitisiert, bildet aber immer noch einen Treffpunkt für Anarchist*innen.

Initiieren und Einmischen

Neben der Punkrock-Szene engagieren sich Anarchist*innen ab Mitte der 2000er in bzw. mit diversen anderen Bewegungen: Antifa-Gruppen stellen sich den Nazis insbesondere aus dem Spektrum von Fußballfans entgegen, ein politisches Theater macht Aktionen auf der Straße, 2008 gelingt eine 4-monatige Hausbesetzung („Masterkava“), Food Not Bombs verteilt öffentlich Essen und politisiert junge Menschen. Auch die Anti-AKW Bewegung wird von Anarchist*innen initiiert. Obwohl die Menschen in Belarus besonders unter den Folgen der Katastrophe von Tschernobyl zu leiden haben, wird ein Kernkraftwerk gebaut. 2012 engagieren sich die Anarchist*innen zunehmend in den Protesten und Aktionen gegen Stadtumstrukturierungen. Durch die Verdichtungsbauweise werden öffentliche Räume und Gebäude vernichtet, wie zum Beispiel Parks und Kindergärten. Auch in zunehmenden Arbeiter*innenkämpfen sind die Anarchist*innen aktiv.

Polizeistaat und Anti-Repressionsarbeit

Ein Brandanschlag (2010) auf die russische Botschaft, bei dem kein Mensch verletzt wird, zieht eine neue Welle von Verhaftungen und Wohnungsdurchsuchungen nach sich. Im Zusammenhang mit diesen und einer Reihe anderen Anschläge auf die Symbole der Macht und des Kapitals, die aber nicht mehr als schwere Sachbeschädigung zu deuten sind, werden mehrere Hundert Anarchist*innen und ihr Umfeld mit diversen Repressalien und langfristigen Festnahmen konfrontiert. Sieben von ihnen müssen Haftstrafen von 3 bis 7 Jahren absitzen. Die gefälschten Präsidentschaftswahlen Ende 2010 und eine zunehmend schlechtere wirtschaftliche Lage mit 100% Inflation im Jahr 2011 lassen ein breites Spektrum an Oppositionsbewegungen aufleben. Präventive Festnahmen vor Demonstrationen gehören zur Tagesordnung. Anarchist Black Cross Belarus leistet Anti-Repressionsarbeit, muss aber schließlich in den Untergrund gehen, weil u.a. eine Mitgliedschaft in einer nicht offiziell angemeldeten Organisation mit bis zu 3 Jahren Haft bestraft wird.

2011 kommt es zu einem Terroranschlag in der U-Bahn von Minsk. Die staatlichen Organe führen innerhalb eines Tages Täter*innen vor, die kein nachvollziehbares Motiv für den Anschlag haben. Trotz einer schnellen und intransparenten „Ermittlung“ werden die beiden zum Tode verurteilt und hingerichtet. Bis heute ist unklar, wer die wirklichen Täter*innen sind. Viele Menschen in Belarus hegen den Verdacht, dass es sich um eine Inszenierung handelt, um die staatliche Sicherheitspolitik zu legitimieren und die Menschen von wirtschaftlichen und politischen Problemen abzulenken.

Flashmobs als Widerstand

Unter dem Eindruck der Repression und dem arabischen Frühling werden Flashmobs als Aktionsform gewählt. Zum Beispiel wurde im Sommer 2011 über soziale Netzwerke zu Schweigemärschen aufgerufen. Im Gegensatz zu angemeldeten Demonstrationen tragen die Teilnehmenden dabei keine Flaggen, Banner oder Symbole. Das plötzliche Zusammenkommen von Menschenmassen macht den Widerstand gegen die Herrschaft sichtbar und wird durch gemeinsame Choreographien, wie zum Beispiel in die Hände klatschen und die Autohupe betätigen, bestärkt. Das Regime reagiert auf Flashmobs wie schon bei angemeldeten Demonstrationen mit Massen-Festnahmen und einer Verschärfung des Versammlungsrechts. Das Zusammenkommen von mindestens drei Personen im öffentlichen Raum kann bei Bedarf als unangemeldete Versammlung gedeutet werden.

Autor*in: BDP Infoladen Paderborn

Mitteilung von ABC Denver zum Massaker im Kino in Aurora 

  Geschrieben am 21. Juli 2012

Wir sahen uns zum Verfassen dieser Mitteilung veranlasst, nachdem im Internet Gerüchte rumgingen, wonach die Person, die am 20. Juli mutmaßlich auf mehr als 70 Menschen in einem Kino in Aurora geschossen hat, Mitglied von Anarchist Black Cross Denver gewesen sei. Diese Behauptungen offenkundig falsch und arglistig. Weder ist James Holmes Mitglied von ABC Denver, noch ist er uns anderweitig bekannt. Eigentlich müssten wir das nicht sagen, wir tun es aber dennoch: Die Mitglieder von ABC Denver ebenso wie alle anderen Anarchist*innen, denen wir je begegnet sind, würden je die gezielte und absichtliche Tötung von zufälligen Menschen gutheißen. Im Gegenteil engagieren wir uns aktiv und täglich dabei, solche tragischen und schrecklichen Akte von Gewalt auf systemischer Ebene zu verhindern.

Als Menschen, die in Denver wohnen, war es mit Schock, Grauen und großer Traurigkeit, dass wir am Morgen des 20. Juli 2012 die Nachrichten eines Massakers in einem Kinosaal im nahegelegenen Aurora hörten, bei dem 12 Menschen starben und weitere 59 verletzt wurden. Viele von uns verbrachten den Tag damit, gespannt den Nachrichten zu lauschen, immer im Ungewissen, ob wir vielleicht auch jemand kennen, der*die dort verletzt – oder schlimmer noch – getötet wurde. Als der Tag langsam voranschritt, konnten wir uns langsam einige Details des Massakers zusammenreimen,  alle waren sehr aufgewühlt. Wir hörten zu, wie Familienmitglieder beschrieben, wie auf ihre Kinder geschossen wurde, und diejenigen unter uns, die Kinder haben, drückten diese stärker an sich heran, mit einem Gefühl der Abscheu und großer Verzweiflung. Alle von uns verbrachten ihren Tag voller Liebe und Empathie für diejenigen, die eine solche Tragödie durchleben mussten.

Am Nachmittag wichen dann Schock und Schrecken plötzlich Ärger und Unruhe, als wir darüber informiert wurden, dass eine Gruppe von Leuten unsere Organisation über Twitter und Online-Foren mit dem mutmaßlichen Schützen, James Holmes, in Verbindung brachten. Was wohl als Blogeintrag einer dubiosen Person aus dem extrem-rechten Spektrum begann, wonach der Verdächtige ein "Black-Bloc-Anarchist" sei, entwickelte sich mit der Zeit zur Behauptung, der Schütze sei Mitglied von ABC Denver. Wir möchten dem dem größten Nachdruck entschieden zurückweisen und klarstellen, dass James Holmes nicht nur kein Mitglied von ABC Denver war, sondern dass auch niemand von uns ihn kannte oder bewusst je getroffen hat.

Das Gerücht, wonach diese Person mit unserer Organisation zu tun hätte, scheint von Luke Rudowski zu stammen, dem Gründer von "We Are Change" (Wir sind Wechsel), einer rechtslastigen verschwörungstheoretischen Gruppe, die auf die Frühzeit der Tea Party zurückgeht und seitdem sich in der Occupy Wall Street-Bewegung tummelt. Um 15:21 versandte er folgenden Tweet: "Das wird auch bald bei MSN zu lesen sein, aber Freunde aus Denver erzählten mir, dass James Holmes Teil von Anarchist Black Cross Denver war."

Die falsche und böswillige Behauptung traf uns wie ein Schlag in die Magengrube. Wir waren geschockt. Entsetzt. Angeekelt. Dieser Tweet wurde "viral" innerhalb von Minuten und verbreitete sich in den verschwörungstheoretischen Teilen der Occupy- und Libertarian-Bewegung über Twitter und dann Online-Foren. Dort wurden nicht nur Anarchist*innen verteufelt und verdammt, sondern auch unsere spezifische Organisation wurde, und ist weiterhin, eine Zielscheibe.

Es wurde nicht der Versuch unternommen, die Behauptung durch Beweise zu untermauern. Genauso wie die vorgeblichen staatlichen Agent*innen und Mitglieder der "Mainstream-Medien", die Luke Rudowski und so viele bei "We Are Change" angeblich bekämpfen, stellten sie unüberprüfbare Behauptungen auf, ohne Recherche oder grundlegende Indizien – und machten daraus eine Tatsache. Das war gefährlich unverantwortlich und im Grunde nur eine Kopie der Taktiken des FBI.

Obwohl Luke seine Behauptung zwischenzeitlich zurückgenommen hat und er sagte, dass er sich bei seinen Vorwürfen "geirrt" hätte, ist der Schaden bereits da. Sobald ein Gerückt im Internet die Runde macht, lässt er sich nicht mehr ausmerzen. Wir haben zahlreiche Mails und Nachfragen von Medienquellen bekommen. Unser Blog wies zwanzig Mal mehr Zugriffe auf als normalerweise. Und das scheint auch nicht bald nachzulassen, da unser Name jetzt mit Massenmord verbunden wird.

Als Organisation ist "We Are Change" eine Gruppe, die von einfach Antworten auf komplexe Fragen lebt. Mit nur knapp verhüllten Antisemitismus und traditioneller verschwörungstheoretischer Logik, werden die Probleme unserer Gesellschaft nicht auf komplexe soziale, wirtschaftliche und politische Verhältnisse wie Kapitalismus, dem Nation-Staat-Gebilde, weiße Vorherrschaft oder das Patriarchat zurückgeführt, sondern sind einfach Probleme, die von Feindbildern erschaffen wurden, wie etwa das FBI, "die Bilderberger", "die neue Weltordnung" oder "die Juden". Anstatt wirklich schwierige Fragen zu stellen und zu versuchen, eine reale und komplexe Analyse dafür zu erarbeiten, warum die Dinge sind wie sie sind, ist es einfacher, sich selbst von jeder Schuld als Teil der reproduzierten sozialen Verhältnisse reinzuwaschen und einfach den "dunklen Gestalten hinter dem Vorhang" die Schuld zu geben.

Diese eindimensionale Logik wurde daher auch auf die Tragödie von Aurora angewandt. Anstatt einer Analyse zur Untersuchung der komplexen Verhältnisse und Bedingungen, die zu solchen tragischen Ereignissen wie Massaker führen, ist es einfacher eine kleine Gruppe von Menschen zu beschuldigen. In diesem Fall: Anarchist Black Cross Denver. Auf diese Weise konnten Luke und andere von "We Are Change" ihre Hände in Unschuld waschen: Es kann kein komplexes soziales Phänomen sein … es muss das Werk einer geheimen Organisation sein!

Möglicherweise hätten wir dies als einzigen Grund angenommen, warum Luke und andere von "We Are Change" sich mit ihren Anschuldigungen auf uns eingeschossen haben: Wir waren ein leichtes Ziel. Allerdings ist dies nicht das erste Mal, dass ABC Denver von "We Are Change" zum Abschuss freigegeben wurde.

Im vergangenen Dezember hörte ABC Denver mit seiner juristischen Arbeit für Occupy Denver auf, nachdem es mehrmals zu Fällen von Schikane und physischen Übergriffen durch Mitglieder der lokalen Gruppe von "We Are Change" gekommen war. Das Ganze fand seinen Höhepunkt, als Mitglieder von "We Are Change" bei einer Veranstaltung die Wortmeldung eines Mitglieds von ABC Denver niederschrien, indem sie diese beschuldigten, "Mitglied der CIA" zu sein.

Luke Rudowski und "We Are Change" wählten diesen Augenblick, genau wie es Politexpert*innen tun würden, um ihre politischen Gegner*innen anzugreifen, um sie auszuschalten und zu diskreditieren:  teils CoIntelPro-Verleumdungstaktik (1) mit haltlosen Anschuldigungen ohne jegliche Beweise, teils politisches Getue.

Luke und "We Are Change" spucken mit diesen Schmuddeltaktiken auf die Menschen, die ihr Leben verloren haben, und versuchen, die Tragödie anderer Menschen für ihre politischen Interessen zu nutzen, indem sie damit alte Streitigkeiten mit politischen Gegner*innen befeuern.

Zweifelsohne sind "We Are Change" nicht die einzigen, die solche Aktionen unternehmen. Ob es nun die institutionelle Linke ist, die auf mehr Waffengesetze drängt, oder diejenigen Rechtsaußen, die nach mehr Polizeibefugnisse rufen oder die Rückbesinnung auf fundamentalistische religiöse Werte, versuchen Akteur*innen aller politischen Couleurs verzweifelt, ihre Machtbasis auf Kosten derjenigen zu zementieren, die in jenem dunklen Kinosaal in Aurora sinnlos ihr Leben lassen mussten.

Schließlich und endlich sehen sie alle jedoch den Wald vor lauter Bäumen nicht: Wir leben in einer krankhaften und gewaltvollen Kultur. In einer, die auf Massenmord und Sklaverei aufbaute. Wir leben in einer  Kultur, die genozidale Generäle als "Kriegshelden" verehrt, wo die militärische Ausbildung bereits in der Schule beginnt, wo Kinder bereits von klein auf dazu gezüchtet werden, einen Wunsch nach Eroberung und Besetzung fremder Länder zu hegen. Wir leben in einer Kultur, in der es einfacher ist, an Schusswaffen zu gelangen denn psychologische Behandlung. Wo die einzige Antwort dazu, wie mit dieser Situation hätte umgegangen werden können, sich um Schusswaffen dreht. Niemand von uns hat auch nur eine Person in jeglichen Medien gesehen, einschließlich der alternativen Medien, die über die Kultur der Gewalt gesprochen hätte, die uns umgibt, oder über den Zugang zu psychologischer Betreuung oder den notwendigen sozialen Dienstleistungen. Das ganze Gerede ging nur um Waffen: ob sie nun verboten werden sollten oder es sichergestellt sein sollte, dass der Staat mehr davon hat.

Nur um das klarzustellen: Dies ist kein Aufruf für schärfere Waffengesetze. Die Mitglieder von ABC Denver haben eine klare Position zum Recht auf Bewaffnung und zum Recht, Gemeinschaften und Individuen mit Gewalt zu verteidigen. Nichtsdestotrotz fragen wir uns - als Anhänger*innen von Waffenbesitz zu Selbstverteidigungszwecken – warum niemand eine Debatte über die anderen Aspekte dieses komplexen sozialen Phänomens angestrengt hat. Warum geschehen in unseren Communities Massaker? Warum kommt es in regelmäßigen Abständen zu diesen Ausbrüchen an Gewalt auf diesem Level? Warum wird jemand, der in einem Kino Menschen erschießt, in einer Stadt (berechtigterweise) geschmäht, wo eine Gedenkstatue einen Mann ehrt, der am Massaker an Zehntausenden von indigenen Menschen nur weniger Meter von der Stadt und dem Regierungshaus entfernt beteiligt war?

Bis wir nicht endlich damit anfangen, die komplexen sozialen Verhältnisse zu analysieren und die richtig schwierigen Fragen zu stellen, die auch auf uns als aktiv an diesem Gewaltspektakel in der Gesellschaft beteiligte Personen hindeuten können, Fragen, die uns vielleicht zu einer kritischen Analyse der gesamten Gesellschaft und unseres Lebensstils führen könnten, werden wir vielleicht nie in der Lage sein, Antworten darauf zu finden, wie solche schrecklichen Tragödien zu verhindern sind. Mehr noch: Je länger wir diese Fragen ignorieren und es versäumen, uns ein komplexes und kritisches Verständnis dieser krankhaften Gesellschaft zu erarbeiten, desto häufiger werden Tragödien wie diese geschehen.

Während wir als Mitglieder von ABC Denver unserer Arbeit für eine freie, gerechte und befreiende Gesellschaft fortsetzen, sind unsere Gedanken bei den Opfern dieser schrecklichen Tragödie.

  In Trauer und in Wut,

  ABC Denver

  aus: http://denverabc.wordpress.com/2012/07/21/denver-anarchist-black-cross-statement-on-the-mass-murder-at-the-aurora-century-16-movie-complex/

(1) COINTELPRO: Programm des FBI (Counter Intelligence Program) von 1956 bis 1971 zum Angriff gegen politische Gruppierungen (hauptsächlich gegen linke und Bürgerrechtsorganisationen) durch Überwachung, Infiltrierung und Diskreditierungsaktionen. 


Lokales

… dann besetzen wir eben. -  Vom ungewöhnlichen Kampf für den Erhalt eines Seniorentreffs in Berlin-Pankow

Am 30. Juni wurde in Berlin mal wieder ein Haus besetzt. Eigentlich nichts Ungewöhnliches. Doch diesmal ist es anders. Die Besetzer*innen sind allesamt älter als 60 Jahre, der Frauenanteil ist überdurchschnittlich hoch und beim Gespräch im Garten gibt's Kaffee und selbstgebackenen Kuchen statt veganer Vokü. Das seit nunmehr über einer Woche besetzte Haus in der Stillen Straße ist eine kleine Villa in Berlin-Pankow und bis zu jenem Tag noch eine Senioreneinrichtung. Der Bezirk will jedoch aus Kostengründen, wie es heißt, das Haus verkaufen. Insgesamt würde die Sanierung des Hauses nach Angaben der zuständigen Bezirksstadträtin für Gesundheit, Soziales und Schule Frau Zürn-Kasztantowicz (SPD) 2,5 Millionen Euro kosten. Geld, das sich der Bezirk lieber sparen möchte. Wie die genannte Summe zustande kam ist unklar, ein Gutachter etwa, der die Bausubstanz mal untersuchte, wurde noch nicht gesehen. Auch die laufenden Kosten will sich der Bezirk Pankow für den Seniorentreff nicht mehr leisten und hat jetzt entschlossen, das Gebäude zu verkaufen und die Einrichtung, die bis vor kurzem noch ca. 300 Rentner*innen als Treffpunkt diente, zu schließen. Ein Trend, der sich in Berlin zunehmend durchsetzt. Nicht nur der Seniorentreff in der Stillen Straße ist davon betroffen, auch bei anderen Senioren- und Jugendtreffs hat der Sparkurs schon zu Schließungen geführt. Aus Kostengründen, wie es offiziell immer heißt. „Aus Gründen der Priorität“ müsste es eher heißen. So hat Berlin z.B. genug Geld, einen immer teurer werdenden Flughafen zu bauen, der nicht funktioniert oder ein Stadtschloss neu zu errichten, was niemand so wirklich haben möchte. Der Verkauf des Seniorentreffs ist für den Bezirk natürlich finanziell nicht uninteressant. Liegt das Gebäude doch in einer recht beliebten Wohngegend, unweit zweier Parks, in unmittelbarer Nähe des Majakowskirings, dem ehemaligen Bonzenviertel der DDR. Mittlerweile reihen sich zwischen Erich Honeckers Ex-Häuschen und der Wirtschafts- und Handelsabteilung der Chinesischen Botschaft immer mehr moderne Stadtvillen für Gutbetuchte. Wer interessiert sich da noch für ein paar betagte Menschen?

Da der Bezirk nicht mit sich über die Sparmaßnahme reden ließ, haben die Nutzer*innen des „Klubs“, wie er von ihnen genannt wird, nun entschlossen zu handeln und das Haus einen Tag vor der geplanten Schließung kurzerhand besetzt. „Was die Jungen können, können wir auch“, so der Tenor der Occupy-Rentner*innen. Seit über 14 Jahren wird das Haus als Treffpunkt genutzt: Hier wird zusammen Schach und Bridge gespielt, gesungen und getanzt, gemalt, Sprachen gelernt und zusammen gefeiert. Die meisten Senior*innen kommen aus der näheren Umgebung und wollen sich auch weiterhin im Klub treffen. Hier ist über die Jahre hinweg eine Gemeinschaft entstanden, die auch das Leben im Alter lebenswert macht. Die Senior*innen verbringen viel Zeit zusammen im Klub und unterstützen sich darüber hinaus auch gegenseitig bei alltäglichen Dingen z. B. beim Einkaufen. Deshalb lehnen sie auch Angebote des Senats ab, sie könnten sich doch auch auf die anderen noch bestehenden Treffs verteilen. Es gibt aber bislang nicht mal ein schlüssiges Konzept des Bezirks, wie alle bisherigen Kurse und Gruppen in andere Einrichtungen integriert werden können.

Die Senior*innen sind fest entschlossen, trotz aller körperlichen und gesundheitlichen Anstrengungen nicht zu räumen. Um sich dennoch zwischendrin ein wenig zu erholen ist die Besetzung in mehrere Schichten aufgeteilt, sodass nicht alle rund um die Uhr da sein müssen, aber dennoch immer jemand im Haus ist. Nicht nur das Schlafen auf Campingliegen und Isomatten ist anstrengend, auch der Trubel im Haus muss nebenbei geschultert werden. Dass sie mit ihrer Besetzung ein derartiges mediales Echo hervorrufen werden, damit haben sie ja nicht gerechnet. So gibt sich die Presse die Klinke in die Hand, Kamerateams gehen ein und aus, Interviews und Fototermine reihen sich aneinander. Mit ein wenig Stolz zeigt eine Besetzer*in die Pressemappe mit Artikeln der vergangenen Woche: Nicht nur Beiträge der Berliner Presse sind dort vertreten, sondern auch Ausschnitte aus größeren, überregionalen Zeitungen wie z. B. der Süddeutschen. „Die ARD kommt morgen auch noch mal“, ergänzt sie und fügt hinzu „jetzt schon das dritte Mal.“ Doch nicht nur Medienvertreter*innen, auch zahlreiche Unterstützer*innen besuchen die Besetzerrentner*innen in „ihrem“ Haus. Einige bringen Kuchen mit oder ein Fläschchen Wein, andere kochen für die ganze Besetzer*innengruppe, andere kommen „nur“, um ihre Sympathie zu bekunden und mit den Besetzer*innen zu diskutieren oder zu plaudern. Auch wir werden freundlich mit einer Tasse Kaffee empfangen und gebeten, etwas in die „Besetzerkasse“ zu spenden, weil die Bewirtung langsam ins Geld geht, da es mittlerweile so viele sind, die im Laufe des Tages vorbeischauen. Und dass es viele Besucher*innen sind, davon zeugen auch die Eintragungen im Soli-Gästebuch, das am Tisch ausliegt. Doch nicht nur die direkte Hilfe der Besetzer*innen vor Ort wird angeboten, einige haben bereits auch ihre kostenlose Unterstützung bei der Sanierung des Gebäudes angekündigt, sollte das Haus weiterhin als Seniorentreff genutzt werden können. Ein Erfahrungsaustausch findet auch mit anderen Gruppen statt, die sich gegen Verdrängung und Mietsteigerung wehren, wie z. B. dem Camp am Kottbusser Tor in Berlin-Kreuzberg. Die Senior*innen möchten die Solidarität und Unterstützung, die sie erfahren und wertgeschätzt haben, nun ihrerseits auch wieder zurückgeben, erklärte eine der Vertreter*innen aus dem Klub dazu in einem Interview mit der taz.

Während wir zu Besuch sind, sitzen einige der Besetzer*innen erstmals seit Beginn der Besetzung mit Bezirksstadträtin Zürn-Kasztantowicz im Nebenzimmer für Verhandlungen zusammen. Wie zu erfahren war, sieht der Bezirk für sich nach wie vor keine Möglichkeit das Haus zu erhalten. Man wäre aber einer Übernahme durch einen externen Träger wie z. B. Caritas, Volkssolidarität oder AWO aufgeschlossen, heißt es. Die zeigen sich bislang aber noch recht zurückhaltend. Es bleibt also spannend wie sich die Verhandlungen und die Lage weiterhin entwickeln. Wir drücken aber auf jeden Fall die Daumen, dass sich dieser Kampf gelohnt hat. Die Chancen stehen jedenfalls nicht so schlecht. Immerhin wird an einer Schließung nicht mehr kategorisch festgehalten und nach Alternativlösungen wie der Übernahme durch Externe gesucht und eine polizeiliche Lösung mit einer Räumung scheint derzeit auch ausgeschlossen. Die Bilder von Senior*innen, die von der Polizei im besten Falle aus dem Haus getragen werden müssen, möchten die Verantwortlichen vermeiden. Eine breite Welle der Sympathie weit über die Bezirks- und Stadtgrenzen hinaus tun ihr Übriges und sorgen für die nötige Öffentlichkeit. Die sogenannte „Berliner Linie“, wonach Besetzungen binnen 24 Stunden geräumt werden, wurde von den entschlossenen Rentner*innen längst geknackt. Besetzer*innengeschichte muss in Berlin in jedem Falle neu geschrieben werden.

Sub und Marcos von der Anarchistischen Föderation Berlin (afb) besuchten die Besetzer*innen am 7. Juli 2012.

Aktuelle Infos unter: pankowsolidaritaet.wordpress.com

  http://linkespankow.wordpress.com/tag/stille-strase/


Bewegung





15.7.1999-2012 – 13 Jahre Cafe Libertad Kollektiv / Ökonomisches und Inhaltliches – Rückblick und Rechenschaft.

Vor genau 13 Jahren – am 15. Juli 1999 – begann das Cafe Libertad Kollektiv mit dem Vertrieb von zapatistischem Kaffee in Europa, um ihn aus Solidarität mit der Aufstandsbewegung der EZLN zu vermarkten.

Wir wollten einerseits die zapatistische Bewegung ökonomisch beim Aufbau ihrer Selbstverwaltungsstrukturen durch den Verkauf von Kaffee unterstützen und andererseits auch Arbeitsplätze für uns hier schaffen, die selbstverwaltet sind. Weiterhin verband uns der klare antikapitalistische Charakter der zapatistischen Bewegung – damals wie heute.

Das hat nunmehr 13 Jahren lang geklappt – sicherlich in wechselnden Besetzungen, aber immer mit steigenden Rohkaffee-Umsätzen und wirtschaftlichem Erfolg. Nach anfänglich ehrenamtlicher Arbeit durch einen von uns, waren wir ab Januar 2001 in der Lage, auch eine geringe halbtägliche Bezahlung zu leisten. Seit Beginn haben wir einen 6-Stundentag (wobei jede/r zwischen vier und fünf Tagen die Woche arbeitet), unser Stundenlohn beträgt derzeit brutto 17,50 €uro und jede/r erhält 75% Urlaubs- und Weihnachtsgeld, wir haben sechs Wochen bezahlten Urlaub und gewähren bei außergewöhnlichen Gesundheitsaufwendungen Zusatzzahlungen.

Angefangen haben wir 1999 mit erstmals 8, später dann insgesamt 32 Sack Rohkaffee; heute importieren wir 6,5 Container zapatistischen Kaffee aus Chiapas/Mexiko sowie 17 t aus Costa Rica und 25 t aus Honduras – das sind über 155 Tonnen Rohkaffee oder 2.300 Säcke – zum Vergleich: Im Jahre 2000 kauften wir 150 Sack von der Kooperative Mut Vitz. Das entspricht einem Gesamtwert von über 760.000 €uro, den wir seit November 2011 – also bis zu 8 Monate im Voraus – mit 300.000 €uro vorfinanziert haben. Unser Umsatz stieg im letzten Jahr auf über 1,5 Mio. €uro und ist stabil; der Gewinn nach Steuern betrug 2011 genau 16.900,10 €, der in die gesetzliche Rücklage eingestellt wurde, die nicht privatisiert werden darf. Unser solidarisch gehandelter Anteil an ‚fair’ gehandeltem Kaffee liegt gerade einmal bei 2% (von wiederum 2% am gesamten Kaffeehandel in Deutschland) und ist somit ausbaufähig.

Bemerkenswert ist auch der Vergleich unseres Verkaufspreises von vor 13 Jahren gegenüber dem heutigen Preis: Unser erstes Angebot für 500g Filterkaffee Café Libertad (noch ohne Biosiegel) lag bei 11,50 DM, das sind umgerechnet 5,81 €uro. Heute kostet unser solidarisch gehandelter Bio-Café Libertad zwar noch 7,50 €uro aber dies ist eine Steigerung im Rahmen der jährlichen Inflationsrate (insgesamt jedoch von 30%).

Der Verkaufspreis der zapatistischen Kooperativen veränderte sich im Zeitraum von April 2000 mit 5,71 DM/kg (umgerechnet 2,86 €) zu aktuell 80 mexikanischen Pesos – dies entspricht momentan 4,90 €uro/kg Rohkaffee (wir müssen mit schwankenden Kursen arbeiten). Das ist eine Steigerung um 70% im Einkommen der zapatistischen Kleinbauernfamilien. Der ‚faire’ Handel von Transfair/FLO erhöhte seine Mindestpreise im gleichen Zeitraum nur um ganze 22,5% für ökologisch zertifizierten Biokaffee (1,55 auf 1,90 US$/lbs – ca. kg-Preis von 3,35 €uro), um weiterhin im Preiskampf um die Supermarktregale mithalten zu können.

Das entstandene Kollektiv wandelte sich in Laufe der Jahre von einer Einzelfirma zu einer BGB-Gesellschaft um ab 2006 zur offenen Handelsgesellschaft zu werden. Seit dem 1. Januar 2007 firmieren wir nun als eingetragene Genossenschaft. Dieses Modell entspricht genau unseren politischen Vorstellungen von gleichberechtigtem Arbeiten. Unabhängig von der Kapitaleinlage in der Firma hat in der Genossenschaft jede/r nur eine Stimme bei Abstimmungen, zu denen es ohnehin nicht kommen soll weil wir versuchen, weitestgehend im Konsens zu entscheiden.

Neben unserer täglichen Arbeit des Packens von Bestellungen und der Abwicklung unserer Importe waren wir der Geburtshelfer des 2007 gegründeten RedProZap (Netzwerk Red Productos Zapastistas), das wir zusammen mit unseren europäischen Freunden und Genoss/innen aus Zürich, Athen, Paris und Barcelona aufbauten, um gemeinsam die Importmengen und Einkaufspreise untereinander solidarisch zu koordinieren. Das funktioniert nicht immer reibungslos, aber mittlerweile gibt es auch beteiligte Gruppen in Schweden, Norwegen, England und Italien.

Insgesamt haben bei uns im Kollektiv bisher 20 Genossinnen und Genossen gearbeitet: Sie alle haben ihren Anteil am Gelingen unseres Konzeptes – jede/r auf verschiedene Art und Weise. Dabei gab es immer wieder auch Konflikte durch unterschiedliche Auffassungen über unser Projekt und die damit verbundene selbstbestimmte und selbstverwaltete „Arbeit“. Einige Mitglieder suchten sich daher neue Betätigungsfelder, andere gründeten eigene Kaffeefirmen, mit anderen Ausrichtungen und Inhalten.

Seit 1999 haben wir Fördergelder von mehr als 280.000 Euro (Stand Juni 2012) eingesammelt und zum größten Teil auch bereits nach Chiapas für zapatistische und andere Projekte vermittelt, ebenso wie mehrere Hundert Kleinförderungen im Rahmen unseres Störtefonds an radikale linke, feministische und antirassistische Initiativen verteilt. Wer mehr über unsere wirtschaftliche Situation erfahren möchte, kann sich unsere Bilanzen der Jahre 2007 bis 2010 im Bundesanzeiger unter bundesanzeiger.de anschauen.

Unsere ehrenamtlichen Aktivitäten sind ausbaufähig, aber der Ausschank von zapatistischem Kaffee auf Festivals und die Organisation von sozialpolitischen Veranstaltungen im Rahmen der alltäglichen Arbeit kostet auch immer wieder Kraft und Zeit. Wir bemühen uns, zukünftig auch mehr Bildungsarbeit zu leisten.

Unser Ziel ist eine solidarische Zusammenarbeit mit den zapatistischen und anderen Kaffee-Kooperativen in Costa Rica und Honduras und Chiapas/Mexiko auf Augenhöhe.

Wir verstehen uns dabei nicht als »Gutmenschenorganisation«, die aus der Perspektive einer einseitigen Solidarität oder paternalistischer »Menschenfreundlichkeit« handelt, z.B. aufgrund eines schlechten Gewissens oder einer weniger prekären Lage, sondern als solidarischer Handel, der weder entstehende Privilegien noch die Verantwortung für die Umgestaltung der hiesigen gesellschaftlichen Verhältnisse aus den Augen verliert. Dies bedeutet: Angemessene Löhne für alle, selbstverwaltetes, kollektives Arbeiten miteinander, den Versuch von Kooperation statt kapitalistischer Konkurrenz, sowie die Verpflichtung zur Vergesellschaftung unserer Kenntnisse und Erfahrungen.

Andererseits bedeutet für uns die Unterstützung der zapatistischen Bewegung und anderer Projekte (die Fördergelder bezahlen ja die Käufer und Kundinnen, sind also keine Mildtätigkeit des Cafe Libertad Kollektivs), dass wir unsere Preise für den Kaffee der entsprechenden wirtschaftlichen Situation anpassen. Das bedeutet aktuell, dass wir unsere Verkaufspreise in Beziehung zum allgemeinen Trend senken werden, sobald wir einen kontrollierten Überblick über den gesamten Import des laufenden Jahres haben. Das dürfte Anfang August der Fall sein.

(…)

An dieser Stelle wollen wir uns auch bei mittlerweile über 3.000 Kundinnen und Kunden bedanken, Kollektiven, Initiativen, Welt- und Bioläden, die unseren Kaffee anbieten, verkaufen oder einfach aus Solidarität mit der zapatistischen Bewegung unser Konzept unterstützen. Das Cafe Libertad Kollektiv besteht aktuell aus Folkert, Stephan, Ninja, Micha, Roland und Ronja als neuem Kollektivmitglied ab diesen Montag, sowie unserem Gründungsmitglied Gerrit, der uns als Berater für die Kommunikation mit den Kooperativen unterstützt. Eines können wir Euch allen garantieren: Wir als Cafe Libertad Kollektiv haben auch nach 13 Jahren noch viel vor – wir Handeln weiter!

Das Cafe Libertad Kollektiv

Hamburg, 15. Juli 2012

Quelle: Homepage des Cafe Libertad Kollektivs

Die 改道 Gǎi Dào beglückwünscht das Projekt zur langen Lebensdauer!

Anm. der Redaktion: Vor wenigen Monaten hat sich das Projekt gespalten. Neben dem Café Libertad Kollektiv gibt es in Hamburg nun auch das Kollektiv “Aroma Zapatista” (aroma-zapatista.de). Wir werden versuchen, in der nächsten Ausgabe eine Vorstellung dieses Projekts hier abzudrucken.

  Beide Konfliktparteien haben vereinbart, sich nicht zu den Konflikthintergründen zu äußern. Wir sind keineswegs vollständig davon überzeugt, dass das eine überzeugende Praxis für libertäre Projekte ist, respektieren aber die Entscheidung.


Kultur & Alltag


  
  
  
  


Rezension: Syndikalistisch-Anarchistische Jugend von 1918 bis heute!

Ganzheitlich betrachtet ist das Ende 2011 im Berner Apropos-Verlag erschienene Buch „Kein Befehlen, kein Gehorchen! Die Geschichte der syndikalistisch-anarchistischen Jugend in Deutschland seit 1918“ vom Historiker Helge Döhring einer der interessantesten und zusammenhängenden Texte, die über die Geschichte, nicht nur diejenige der anarcho-syndikalistischen Jugend, geschrieben wurde. Das I-Tüpfelchen dieses Buches ist die uneigennützige Zusammenarbeit vieler Helferinnen und Helfer, so dass der Erlös dieses Buches wieder der heutigen anarcho-syndikalistischen Bewegung zufließt und somit auch eine sehr positive Darstellung der Bewegung bewirken wird.

Zum Inhalt:

Das Buch ist zeitgeschichtlich sehr übersichtlich in drei Bände gegliedert. Der erste Teil beginnt bei den Anfängen und der Entstehung der Bewegung bis 1945, der zweite Band beschäftigt sich mit dem Neuaufbau von freiheitlichen Jugendbewegungen wie der FFSJ und schließt mit einem zeitlich aktuellen Interview über die „Anarcho-Syndikalistische Jugend“ (ASJ). Im dritten Teil lesen sich sehr interessante Dokumente über die Organisationen und deren Aufbau, sowie Schriftstücke von Autoren, wie Herbert Wehner, Ernst Friedrich und Theodor Pliever, die für die eigenen Zeitungen Beiträge schrieben. 

  Mit diesem Buch kann man nicht nur wissenschaftlich arbeiten, sondern es ist auch als sehr gutes Lesebuch zu empfehlen. Durch die Interviews und den Schreibstil ist es, trotz der immensen Informationen (der vielfältigen, aber übersichtlichen Statistiken usw.) die man durch dieses Buch bekommt, flüssig zu lesen.

  Beim Vorwort werden auch Menschen, die sich erst jetzt mit dem Anarcho-Syndikalismus beschäftigen, bzw. sich dafür interessieren, sehr gut an die Thematik herangeführt. Die Erklärungen sind weitreichend und schlüssig. Die Einleitung bringt einen zum Beginn, neben dem geschichtlichen Abriss der Jugendbewegung, auf eine schmunzelnde Art und Weise zum Nachdenken und inspiriert die interessierte Leserschaft auch, das Buch gleich von Anfang an mit weiten Augenwinkeln zu betrachten, sich dadurch in die damalige Zeit besser hineinversetzen zu können.

  Im ersten Teil beschreibt Helge Döhring nicht nur die vielschichtigen freiheitlich denkenden und handelten Jugendorganisationen, sondern auch ungeschönt deren punktuelle Rivalitäten. Nebenbei ist es auch ein guter Abriss über die ganzen Schwerpunkte, für die sich Anarchosyndikalist*innen einsetzten und darüber, welche Schwierigkeiten sie dabei zu bewältigen hatten. Dabei kann man sicherlich auch einiges in unsere heutige Zeit mit hinübernehmen. Es werden die einzelnen freiheitsliebenden Jugendverbände, aufgelockert und ergänzt durch Statistiken und Bilder, sehr gut erklärt und auch ihre Bedeutung für die damalige Zeit geschildert. Die oben erwähnten Dokumente, in Form von personellen Bildern, aber auch Zeitungsausschnitte machen das Buch zu einem lebendigen Lesestoff. Abgerundet wird der erste Teil unter anderem durch Biografien und Interviews von Aktivist*innen der Zeit vor 1945.

  Der zweite Teil ist durch seine Kürze selbsterläuternd. Er ist aber deshalb wichtig, weil er sich mit der Gegenwart auseinandersetzt und dadurch auch eine positive Perspektive in vielerlei Hinsicht aufgezeigt.

  Der dritte Teil ist schon durch seine nur durch langwierige Forschungsarbeit wieder entdeckten Dokumente ein starkes Stück deutscher Zeitgeschichte, die so in keinem mir bekannten anderen Buch vorkommt. Auch die Redakteure und Autoren sind nicht nur von ihren Namen, wie Herbert Wehner, her interessant, sondern weil man durch ihre Schriften auch den Wandel der Personen nachvollziehen kann. Helge Döhring hat mit diesem Buch eine Verknüpfung zu seinen anderen Büchern (z.B. „Damit in Bayern Frühling werde!“ und „Schwarze Scharen“, verlegt bei Edition AV), aber auch zu anderen Büchern, die sich mit diesem Thema beschäftigen (wie z.B. Martin Veith: „Eine Revolution für die Anarchie“, Geschichte der ASJ im Großraum Stuttgart) bestens hergestellt und damit einen überregionalen Blickwinkel in die Geschichte, besonders der anarchistischen-syndikalistischen Arbeiterjugend geschaffen. Aber es ermöglicht auch eine weitreichende Betrachtungsweise der anderen freiheitlichen Jugendverbände.

Fazit

Helge Döhring hat mit diesem Buch seine kontinuierliche historische Arbeit bestätigt.

  Zusammenhängend kann man sagen, dass „Kein Befehlen, kein Gehorchen“ ein „lebendiges“ Buch darstellt.

  Es dient sicherlich auch dazu, sich mit der Geschichte der Bewegung auseinanderzusetzen und aus den positiven Darstellungen sowie den Fehlern, die damals und auch heute gemacht werden, seine gemeinschaftlichen oder eigenen Schlüsse zu ziehen. Denn nur dadurch können sich die freiheitlich gesinnten Menschen in und außerhalb der Bewegung weiterentwickeln. 

  Auch zeigt dieses Buch sehr gut auf, dass es außer jugendparteilich geprägten Organisationen noch sehr vielfältige Möglichkeiten gibt, sich in gesellschaftliche Diskurse einzubringen, ohne hierarchische, herrschaftliche Strukturen hinzunehmen oder zu akzeptieren. Der einzige Wermutstropfen dieses Buches liegt, wie im Buch anfangs erwähnt, an Personen wie Herrn Heiner Becker, die durch Ihre Einstellung nicht nur Historiker*innen u.v.a. egal in welcher Form schaden, sondern dadurch auch das Vermächtnis Rudolf Rockers entwürdigen. Herr Becker wird durch seine Beweggründe nur erreichen, dass Menschen wie Rudolf Rocker und seine weitsichtigen Schriften in Vergessenheit geraten werden. Und das wäre nicht nur Schade, sondern unverzeihlich.

M.B.

Helge Döhring: „Kein Befehlen, kein Gehorchen! Die Geschichte der syndikalistisch-anarchistischen Jugend in Deutschland seit 1918“, apropos-verlag, Bern 2011, 424 Seiten, 14 Euro, ISBN 978-3-905984-07-1


  
  
  
  


Rezension: Özcan Ayboga (2006): Kurdische Zivilgesellschaft in der Türkei. Peter Lang, Frankfurt a.M.

Es hätte eine spannende Untersuchung sein können. Gerade weil zu der Rolle der zivilgesellschaftlichen Organisationen in der Türkei wenig deutschsprachige Literatur existiert, wäre eine Analyse der kurdischen Zivilgesellschaft eine lohnenswerte Arbeit. Um der Gesamtbewertung vorzugreifen: Leider kann Ayboga eine solche Analyse nicht liefern.

Dabei müssen in einem ersten Schritt die formalen und strukturellen Schwächen der Arbeit skizziert werden, bevor eine politische Bewertung und Kritik formuliert werden kann. Eine grundsätzliche Schwierigkeit ist, dass es sich bei der Publikation um eine Magisterarbeit handelt, die offensichtlich weder gründlich lektoriert noch so überarbeitet wurde, dass sie für eine breitere Leserschaft zugänglich ist. Dass die Darlegung der Methodik etwa ein Drittel des Textumfangs in Anspruch nimmt, mag bei einer universitären Abschlussarbeit möglicherweise sinnvoll sein. Doch für das eigentliche Thema der Arbeit ist dieses Vorgehen nicht unbedingt erhellend.

Vielfach fehlen Quellenhinweise, was gerade bei strittigen Behauptungen sehr problematisch ist. Beispiele hierfür sind ein einjähriger Aufstand, der sich 1990/1991 in der Stadt Nusaybin ereignet haben soll (S. 109) oder ein Massaker, das 1991 an Trauergästen in Diyarbakir (S. 116) verübt worden sein soll. In beiden Fällen werden keine Quellen genannt. Daneben gibt es leicht zu widerlegende Falschbehauptungen wie etwa die, dass bis 1987 keine Gewerkschaften in der Türkei existiert hätten (S. 126). Neben solchen Fällen fällt es kaum auf, dass die Begriffsdefinition von NGOs auf einem Artikel der Wochenzeitung Freitag (S. 27) basiert.

Möglicherweise ließe sich über manche Schwachstellen eher hinwegsehen, wenn die Behauptung stimmen würde, dass es sich bei dieser Publikation um eine „Pionierarbeit“ (S. 8), so im Vorwort der zuständigen Professorin Melanie Tatur oder um eine „Pilotstudie“ (S. 15), so Ayboga selbst, handelt. Die Fragestellung des Autors fokussiert zwar explizit die kurdische Zivilgesellschaft in der Türkei, wobei der Autor feststellt, dass zu dieser engen Fragestellung keine deutschsprachige Literatur existiert. Aber weder in der Gesamtdarstellung noch in der eigenen empirischen Untersuchung (S. 123-158) beschränkt sich der Autor auf diese Fragestellung, sondern er beschäftigt sich mit der Zivilgesellschaft in der Türkei und zitiert dabei aus Literatur, die sich explizit damit beschäftigt. Kurios wird es, wenn ausgiebig aus einer anderen Magisterarbeit über die „Zivilgesellschaft in der Türkei“, die nur zwei Jahre davor an der gleichen Universität geschrieben wurde, zitiert wird und gleichzeitig die Rede von „Pionierarbeit“ ist.

Die Schwächen und Mängel der Publikation erschweren eine politische Bewertung und Kritik. Hier soll nur beispielhaft ein kritischer Aspekt skizziert werden. Dies betrifft die Begriffsbestimmung von „Zivilgesellschaft“ und die Diskursanalyse der unterschiedlichen Bezüge auf diesen Begriff. Der Begriff „Zivilgesellschaft“ wird stark eingeengt auf die NGOs, wobei unklar bleibt, welche Beziehungen zwischen der Zivilgesellschaft und den sozialen Bewegungen bestehen. Ebenso bleibt unklar, ob Zivilgesellschaft schlussendlich als ein kollektiver Akteur zu verstehen ist, oder ob es ein Sammelbegriff für unterschiedliche Akteur*innen ist, die auch politisch gegensätzlich agieren können. Bei der Besprechung der unterschiedlichen Bezüge auf „Zivilgesellschaft“ wird die vielfältige Debatte in der Türkei kaum skizziert. Knapp zwei Seiten insgesamt erhalten liberale, linke, islamische und kemalistisch/sozialdemokratische Debatten um Zivilgesellschaft – jeweils einen Absatz. Dabei wird auf jegliche Primärquellen verzichtet. Auf „kurdischer“ Seite werden lediglich die recht allgemeinen Thesen Abdullah Öcalans auf einer Seite wiedergegeben. Andere Stimmen kommen nicht zu Wort.

Weil die hier besprochene Veröffentlichung wenig lesenswert ist, taucht die Frage nach Alternativen für die deutschsprachigen Leser*innen, die sich für das Thema interessieren, auf. Wer wenige Monate warten kann, könnte einen Blick in „Das Ringen um die Zivilgesellschaft in der Türkei – Intellektuelle Diskurse, oppositionelle Gruppen und Soziale Bewegungen seit 1980“ (Anil Al-Rebholz) riskieren, das im September 2012 im transcript Verlag erscheinen soll. Daneben ist „Staat und Zivilgesellschaft in der Türkei und im Osmanischen Reich“ (Gazi Caglar, 2000) erwähnenswert. Zwar sind einige der empirischen Abschnitte etwas veraltet, aber der theoretische Zugang und die historischen Kapitel sind immer noch lesenswert.


  
  
  
  


Was ist der Vatikan?

In Zeiten, wo die Moralapostel aus dem Heiligen Stuhl (und darüber hinaus) sich wieder über vermeintliche Angriffe auf ihre Heiligkeit in der Titanic aufregen, möchten wir auch etwas zum Thema beisteuern. Der folgende Artikel ist eine Übersetzung aus „Tierra y libertad“, dem Monatsmagazin der Iberischen Anarchistischen Föderation (FAI).

Von Javier Sánchez

Der Vatikan ist kein Staat. Er weist keine der für einen Staat klassischen Attribute oder Charakteristika auf: Er verfügt über kein eigenes Territorium (es ist Teil von Italien), es gibt keine vatikanischen Staatsbürger*innen (alle haben die Nationalität eines anderen Staates, selbst der Papst reist mit italienischem Pass), seine Armee besteht aus einer Schweizer Garde, er wird im Schoß der Vereinten Nationen nicht als Staat anerkannt. Er gehört weder der „ersten Welt“, noch der „zweiten Welt“, noch der „dritten Welt“ an.

Was ist er dann? Ganz einfach! Es handelt sich dabei um ein transnationales Unternehmen, das mit immateriellen Terminkontrakten (Futures) handelt. Heute, da inbrünstig auf die finstere Rolle verwiesen wird, die transnationale Unternehmen bei der Erhaltung von Militärregimen und dem Sturz von demokratischen Regierungen spielen, ist es an der Zeit, die Aufmerksamkeit auf den Vatikan zu lenken – nicht nur das älteste, sondern auch das bestorganisierte transnationale Unternehmen weltweit. Ebenso wie ITT, Shell, United Fruit, Standard Oil, Coca-Cola oder andere transnationale Unternehmen unterhält auch der Vatikan Niederlassungen in vielen Ländern und verfügt über eine pyramidenartig strukturierte Organisation aus Funktionären und Angestellten mit den unterschiedlichsten Nationalitäten, die ihm ungeteilte Loyalität schwören. Ein Beispiel für den Stellenwert des Patriotismus in transnationalen Unternehmen konnten wir etwa während der Ölkrise 1974 erleben, als sich das vorgeblich nordamerikanische Standard Oil-Unternehmen weigerte, die US-amerikanische Flotte im Mittelmeer mit Treibstoff zu versorgen, wenn nicht der verlangte Preis gezahlt wurde.

Multis haben keine Heimat, nur Interessen. Da sie auch weder über „Volk“ noch Bevölkerung verfügen, sind sie frei von allen Sorgen um Demokratie oder Beteiligung. Die Organisation ist monolithisch, mit vertikalen Entscheidungsstrukturen, die von der Spitze der Pyramide ausgehen, mit einer Person an der Spitze und einem Vorstand, die von den Aktionär*innen bestimmt werden, und die sich dann über beratende und ausführende Organe bis hin zu den nationalen Repräsentant*innen und den einfachen Verkäufer*innen des Produkts erstrecken. Im vatikanischen Unternehmen wird der „Papst“ von der Aktionärsversammlung (der Konklave der Kardinäle) gewählt. Die nationalen Manager sind die Erzbischöfe, die regionalen sind die Bischöfe und die Lizenznehmer für den Verkauf der Ware sind die Pfarrer. Aber wenden wir uns doch mal dieser Ware zu, denn daraus leiten sich viele der Besonderheiten des vatikanischen Unternehmens ab.

Der Artikel, den das Unternehmen seit 18 Jahrhunderten in alle Welt exportiert ist – wir sagten es bereits – ein „immaterieller Terminkontrakt“. Das ist beileibe nichts Außergewöhnliches. Die Banken, die Finanzunternehmen und die Versicherungen, sie alle handeln mit immateriellen Gütern. Die börsennotierten Aktien, die Kreditscheine, die Hypothekenbriefe, die Geldscheine, die Lebensversicherungen – all das sind immaterielle Güter. Sie heißen so, weil sich der materielle Wert, der sich angeblich hinter diesen Papieren versteckt, weder sehen noch anfassen lässt. Nehmen wir einfach mal eine Lebensversicherung, für die wir eine jährliche Zahlung entrichten. Was ist das? Das einfache Versprechen eines Versicherungsunternehmens, dass unsere Hinterbliebenen im Fall unseres Todes eine gewisse Summe Geld erhalten werden. Das ist ein für uns wertvolles Versprechen, weshalb wir die Zahlung leisten. Aber wir können zu keinem Zeitpunkt das Geld berühren, noch können wir all die materiellen Dinge nutzen oder anfassen, die damit zu kaufen wären … Der Artikel, den wir erwerben, ist ein schlichtes Versprechen auf einen „immateriellen Terminkontrakt“.

Der Artikel, den das vatikanische Unternehmen verkauft, nennt sich „Erlösung im nächsten Leben“. Er fällt unter die Sparte der Lebensversicherungen, wobei in diesem Fall nicht versprochen wird, den Hinterbliebenen etwas auszuzahlen, sondern den Versicherten selbst – allerdings erst im nächsten Leben. Dieser Artikel ist keineswegs neu. Er wurde vor mehr als 10.000 Jahren erfunden. Die Neuartigkeit des Patents, der Marke, des Briefkopfs und der Symbole, die vor 2.000 Jahren registriert wurden, verleihen ihm jedoch seine aktuelle Gestalt. Der arme Erfinder dieser Neuerungen hatte allerdings, wie so häufig, ein unheilvolles Ende. Andere kümmerten sich dann um die Kommerzialisierung. Der Verkauf wird im Wochenrhythmus organisiert und ist steuerfrei. Er fängt an mit dem ersten Tag, an dem ein Kind (selbst ohne sein Wissen) zum Propagandazentrum geht, der lokalen Kirche, und dort eine Münze abgibt. Und da die Höhe der Auszahlung im nächsten Leben proportional zu den Gaben ist (abzüglich einer Summe für schlechtes Verhalten), ist jeder*m überlassen, wie viel er*sie investieren möchte. Das ist ganz ihre Sache!

Der Handel mit immateriellen Gütern ist stark von psychologischen Faktoren abhängig. Zuallererst müssen die Kund*innen davon überzeugt sein, dass der Artikel tatsächlich existiert, selbst wenn sie diesen weder sehen können noch ihn berühren, um sich objektiv von seiner Echtheit zu überzeugen. Dafür benötigen sie Glauben. Sie müssen an das Produkt glauben, daran, dass es tatsächlich geliefert wird, an die Zahlungsmoral des Unternehmens, an dessen Personal. Und je irrationaler, absurder und seltener ist, was den Kund*innen versprochen wird, desto größer ist der Glauben, der benötigt wird, um das Versprechen zu begehren. Zum Verkauf seiner Ware musste das vatikanische Unternehmen zum Äußersten greifen – und blinden Glauben einfordern. Dieser geht soweit, dass die Menschen sich die Augen verbinden lassen und Stopfen in die Ohren stecken müssen, um weder Vernunft noch Gemeinsinn an sich kommen zu lassen. Sie sollen zahme Lämmchen sein und nicht widersprechen … nur kaufen, kaufen, kaufen.

In Wirklichkeit stammt die größte Gefahr für den Ruf der Waren und für dessen massiven Konsum nicht von einer möglichen Konkurrenz. Es stimmt zwar, dass das Unternehmen in der Vergangenheit blutige Kämpfe mit anderen transnationalen Unternehmungen auszufechten hatte, die versuchten ihm den Markt zu entreißen. Es ist jedoch nur billig anzuerkennen, dass das Unternehmen sich in Europa festsetzen und wichtige Außenposten in Amerika etablieren konnte. Mit Gewalt, natürlich. Wenn wir nun den römischen Artikel mit dem arabischen vergleichen, können wir sehen, dass Letzterer viel stärker mit Jungfrauen, Milch und Honig, feinen Speisen und ewiger Trunkenheit wirbt. Ganz entsprechend der Wünsche und Vorzüge (vorgeblich) libidinöser und wollüstiger Völker mit ihrem heißen Temperament. In Asien, wurde das Hindu-Produkt ein Verkaufsschlager, dank der Zusicherung einer Zahlung von Dividenden im nächsten Leben, aber hier auf der Erde und nicht in einer vage gehaltenen und mysteriösen Himmelsutopie. Das Unerfreuliche daran ist, dass das Leben auf unserem Planeten, leider, nicht immer angenehm ist, selbst wenn eine Person als Maharadscha reinkarniert wird. Im Gegenzug kämpft die Klientel der Hindu-Unternehmen verbissen um die besten Preise – wie eine hungrige Meute, die sich um einen dünnen Knochen balgt. Denjenigen, die verlieren, wird das Angebot gemacht, das Spiel zu verlassen und nie wieder auf diese Erde zurückzukehren. Viele entscheiden sich für diese Option. Und je schlimmer es auf Erden aussieht, desto mehr entscheiden sich für diesen Ausweg. Die Buddha & Nirvana Int. Corp. garantiert ihren Kund*innen, dass sie ihnen den Weg zur Tür weisen kann. In den 4.000 Jahren ihrer Geschäftstätigkeit ist noch niemand zurückgekehrt, um sich zu beschweren.

Das vatikanische Unternehmen hat sorgsam drauf geachtet, seine Versprechen nicht zu hoch zu hängen, um nicht an Glaubwürdigkeit zu verlieren. Obwohl seine Werbeagenten die Wände ihrer Filialen mit Himmelszeichnungen gepflastert haben, wo kleine Engel zwischen den Wolken schweben, hat das Unternehmen klug zum genauen Ort des Paradieses geschwiegen, für das sie seinen Kund*innen ein Leben in ewiger Glückseligkeit verspricht. Das Unternehmen kann nicht länger behaupten, dass dieses Himmelsreich in der Stratosphäre schwebt, noch kann es dieses auf einem anderen Planeten oder Sonnensystem platzieren. Es streitet ab, dass es in uns drin wäre und es wagt es nicht, eine vierte oder fünfte Dimension zu postulieren, aus Sorge, dass die Mathematik eines Tages vielleicht auch diese Regionen erreicht. Es schweigt einfach und wartet darauf, dass die Teleskope vielleicht eines Tages eine unüberwindliche Barriere entdecken, hinter der dann das Paradies verortet werden kann – mit dem Vatikan als einziger Reiseagentur.

Es ist nicht leicht, in einer Welt, die immer mehr aufwacht, Tickets in der Business- und Touristenklasse zu einer bezaubernden Himmelsinsel zu verkaufen, die im „Jenseits“ zu finden ist. Insbesondere, wenn es nicht schicklich ist, sie mit allzu viel Details zu beschreiben und Gefahr zu laufen, dass der Schwindel auffliegt. Wir sind schon genug gestraft mit Urlaubsanzeigen, die uns hinreißende Bilder und schöne, sonnige Aussichten zeigen, sprudelnde Quellen, Häuser, die immer größer aussehen als sie sind, und Mädchen in Bikinis mit aufreizendem Lächeln. Wenn wir schließlich am bezeichneten Ort ankommen, müssen wir feststellen, dass es ich nur um eine verlassene Steinwüste handelt, jenseits von allem gelegen und voller widerlicher Viecher. Deswegen überlässt das vatikanische Unternehmen jeder einzelnen Person, dass sie sich ihr eigenes Los selbst ausmalt und sich schließlich selbst davon überzeugt. Und niemand kann am Ende behaupten, er*sie sei betrogen worden, einfach weil die Person dann tot ist.

Damit die Nachfrage nach dem Produkt jedoch nicht schwindet, angesichts der erodierenden Wirkung der Brandung von Vernunft und Wissenschaft, damit die Kundschaft des immateriellen Gutes – „Erlösung im nächsten Leben“ genannt – weiter anschwillt, greifen die Straßenverkäufer des Jenseits zu verschiedenen Strategien zurück. Wie alle transnationalen Unternehmen hat auch das vatikanische Konsortium die Hand in vielen Geschäften drin: im internationalen Bankensystem, in Liegenschaften, in der Presse und, vor allem, in den Regierungen. Es handelt, um die eigenen Interessen zu schützen. Es liegt auf der Hand, dass, wenn das Leben auf diesem Planeten angenehm und glücklich wäre, der Wunsch nach einem besseren Leben in einem hypothetischen Paradies verschwinden würde.

Damit jemand erlöst werden möchte, muss es auch etwas geben, von dem er*sie erlöst werden möchte. Solange es Elend gibt, wird es Leute geben, die Reichtum anstreben. Solange es Schmerz gibt, wird es Leute geben, die Vergnügen suchen. Solange es Unterdrückung und Sklaverei gibt, wird es jene geben, die darum flehen, gerettet zu werden. Solange es Ungerechtigkeit gibt, wird es jene geben, die um Gerechtigkeit flehen. Wenn sie all dies bereits hier auf Erden hätten, wäre das Huhn tot, das die goldenen Eier legt. Was also tun, um Unwissenheit, Elend, Ungerechtigkeit, Unterdrückung und all das andere Unheil der Menschheit auf ewig zu erhalten, ohne sich als Feind derselben zu offenbaren, sondern sogar sich als Erlöser zu tarnen? Das ist also das Dilemma, mit dem das vatikanische Unternehmen seit Jahrhunderten zu tun hatte und dessen Lösung die Grundlage für die internationale Strategie darstellt. Diese basiert auf drei Prinzipien bzw. so genannten theologischen Tugenden: Glauben, Hoffnung und Mildtätigkeit.

Es sind drei mächtige Waffen, weißgetüncht und so kunstfertig getarnt, dass bei ihrer Verkündung ihr alle mit mystischer Energie vibriertet und nun eine tiefe Empörung verspüren werdet, angesichts dieses Sakrilegs: dem Nachweis, dass dieses Dreiergespann das perfideste Attentat darstellt, das je gegen die Menschheit erdacht worden ist. Denn mit dem Glauben werden Vernunft und Intelligenz aufgehoben; mit der Hoffnung verwandelt sich der Mensch in einem Sklaven des Zufalls, unfähig dazu, vorauszuplanen und seine Zukunft vorherzusehen und wissenschaftlich zu berechnen; und mit der Mildtätigkeit wird das synergetische Gleichgewicht gestört und die Demütigung, die Invalidität und das Elend verewigt.

Die Taktiken der Händler der Unsterblichkeit sind Stoff für die Geschichtsbücher. Sie sprechen vom Frieden und zetteln gleichzeitig Kriege an, segnen Waffen und verteilen Amulette an beide Streitparteien. Dann warten sie ab, welche Seite gewinnt, um in ihrem Namen ein paar „Te deums“ anzustimmen. Sie sprechen von Gleichheit und verteidigen die Klassenprivilegien in den autokratischen Ausbeutungsregimen. Sie sprechen von Erleuchtung und knipsen das Licht des Wissens aus. Die Krämer des heiligen Schwindels erfanden die Beichte und die Absolution, um den Sinn für soziale Verantwortung zu untergraben. Wo auch immer sie auftauchen, geht mit ihnen eine Verdrehung natürlicher Werte einher, des Gemeinsinns, der Ethik und des Vertrauens der Menschen in sich selbst, um sie durch eine Reihe übernatürlicher Werte zu ersetzen, unnatürlich, willkürlich und fiktiv, die ausreichend beeindruckend sind, um die Individuen in ihrer Konfusion gefangen zu halten und erschlagen von einem gewitzt eingeflößten Schuldkomplex (Was meint ihr denn: Welche Schuld tragen wir, dass Adam mit Eva geschlafen hat?).

Es gibt keinen Teil des Privatlebens der Menschen, den diese Straßenhändler für Exorzismen und Fetische nicht unangetastet lassen. Sobald sie ihr Vieh in die Ecke getrieben haben, nutzen sie es größtmöglich aus: Sie machen sich die Unsicherheit zunutze, die sie zuvor sorgsam in die Menschen eingepflanzt haben und die bei jeder lebenswichtigen Entscheidung zu einer Krise führt, bei jedem Ereignis mit unbekannten Auswirkungen: der Geburt, der Heirat, dem Abschluss eines neuen Geschäfts, der Krankheit. Alles wird dafür genutzt, um Bestechungsgeld anzunehmen im Namen der Wesenheit, die sie in den Mittelpunkt des Universums gesetzt haben, um nach Gutdünken mit den natürlichen Gesetzen des Universums zu spielen.

Es handelt sich beim Vatikan also um eine transnationale Unternehmung. Es ist zu erwarten, dass sie, wenn sie die Wissenschaft nicht besiegen kann, weiter an neuen Taktiken arbeiten wird, damit sie von ihrem Monopol an immateriellen, übernatürlichen Gütern zehren kann. Auch wenn sich ihre Vertreter bisweilen als Speerspitze der geheiligten Linken geben oder als Paladine für die entrechteten Völker der dritten Welt auftreten, sollten wir uns nicht darüber hinwegtäuschen lassen: Ihr einziges Ziel ist es, die drei Welten zur jenseitigen Welt zu führen, während sie, Gott sei Dank, in dieser bleiben und der Einnahmen frönen, die der Betrieb nunmal „für immer und ewig“ abwirft. Amen!

Aus: „Tierra y libertad“ 276, Juli 2011

Übersetzung: jt (afb)
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Warum ich Anarchist*in bin

von M. S. Ronja

Noch vor wenigen Jahren haben die Menschen des Nachts in Gastronomiebetrieben (anstatt betroffen in ihren Drink zu blicken und sich zu fragen: „Warum habe ich bloß schwarz gewählt?“) gezielt nach Menschen wie mir gesucht um sie zu fragen: „Warum bist Du so nonkonform mit diesem System?“ Genau diese Frage, wie oft musste ich sie schon beantworten, möchte ich an dieser Stelle mal wieder aufgreifen, um die Antwort darauf mit Euch zu teilen. Was einen jungen Menschen dazu verleitet sich mit hochkomplexen politischen Themen auseinanderzusetzen, nur um sie dann auseinander zu nehmen, zu simplifizieren und zu sagen: „Im Anarchismus gäbe es das nicht“, können Sie nun hier nachlesen.

Werdegang

Ich komme aus einer Arbeiterfamilie und aus einer ausgesprochen bürgerlichen Kleinstadt. Als ich um die Jahrtausendwende herum meine Gymnasialempfehlung von der Grundschule erhielt, stelle sich das erste Mal die Frage, wozu ich diese gute Ausbildung eigentlich erhalte und wie ich das nutzen konnte. Es erschien mir wirklich unmoralisch, mir darüber nicht im Klaren zu sein, denn ich wusste ja: Die kostengünstige Schule ist ein Privileg der westlichen Welt. Vernünftig erschien mir ins Bankwesen zu gehen, weil ich wusste, dass man damit viel zum Spenden verdienen kann. Kurz darauf wusste ich, wie Banken arbeiten und wie die Bänker*innen die Kund*innen sehen müssen. So begann ich also mehrere Zeitungen in unseren Haushalt dazu zu bestellen und las aus Langeweile und Arroganz über die Jobanzeigen hinaus jede einzelne Seite. Nach wenigen Monaten erlitt ich eine mittelschwere Depression, die je nach Blickwinkel abwertend „Pubertät“ oder bewundernd „Politikverdrossenheit“ geheißen wurde. Schnell wurde mir klar, dass sich das System grundlegend ändern müsste, damit überhaupt eines Tages, irgendwie, ein bisschen globale Gerechtigkeit herrschen könnte und über den Herrschaftsbegriff kam ich auf den Gedanken, dass vielleicht gerade das das Problem ist. Sehr erleichtert war ich, als ich erfuhr, dass es dafür schon bis ins kleinste Detail durchdachte Theorien gab. Von Herrn Horst Stowasser lernte ich viel über das Konzept des Kollektiven, darüber wie man Kollektive bildet und darüber wie man kollektiv agiert, und zwar nicht gegen die Gesellschaft, sondern gemeinsam mit der Gesellschaft, in der man sich befinden will. Und Alexander Berkman erklärt sehr gut, warum der Mensch gerne herrschaftsfrei miteinander arbeitet, sogar dann, wenn er „von Natur aus schlecht“ sein sollte, wie unzählige Anarchismuskritiker*innen behaupten. Mit 16 las ich Tolstoi. Ich war selig. Ich glaube daran.

Ökologie/Ökonomie

'Realpolitiker*innen' behaupten: „Es müssen Arbeitsplätze her.“ Kommunist*innen sagen: „Es ist genug Arbeit für alle da.“ Sozialist*innen sagen: „Im Sozialismus hätte jeder Geld.“ Freiwirt*innen behaupten: „Es ist genug Geld für alle da.“

  Geld und vieles was damit zusammenhängt wurde erfunden, um das Leben der Menschen zu vereinfachen und hat das Gegenteil bewirkt. Ich behaupte aufgrund zahlreicher Statistiken:

  Wir haben an allem, was es auf dem Markt gibt, einen Überschuss, sogar Arbeit und innerhalb eines kapitalistischen Systems lässt sich das nicht auf jeden Menschen verteilen.

  Die wohlständigen Leute kaufen nur die hübschesten, frischen Lebensmittel, und der Rest wird weggeworfen. Die ärmeren Leute können nur Fertigprodukte erwerben. Und in vielen Teilen der Welt gibt es keines der beiden zu kaufen.

  Aufgrund dieser Überproduktion auf der einen, und diesem Mangel auf der anderen Seite können wir davon ausgehen, dass die Menschen deutlich weniger als einen 8-Stunden-Tag leisten müssten, wenn jede*r mitarbeiten könnte für die Grundversorgung und für Luxusgüter für jede*n ebenfalls … anstatt eben an unserem Überschuss zu verhungern. Und dürfte sich einfach jede*r nehmen, wäre auch jede*r bereit zu geben, das ist ganz klar. Wann haben Sie zuletzt auf Kosten eines Mitmenschen gegessen, ohne im Anschluss Ihrerseits eine Essenseinladung auszusprechen? Die ganze Natur ist aktiv und gewillt mitzugestalten; es liegt in der Natur des Menschen Arbeit zu suchen, dafür braucht es kein Amt, dafür brauchen wir ein System ohne Finanzdiktatur. So abstrakt dies auch klingen mag, ist es mir durch kritisches Zuhören in wirtschaftlichen Vorlesungen an der Universität gelungen zu erkennen, dass es gerade die Wichtigkeit des Kapitals in unserer Politik ist, die Arbeitsplätze vernichtet. Menschenunwürdig an unserer derzeitigen Situation sind nämlich auch die wachsenden Geldvermögen durch Zins, Zinseszins und Spekulation an Boden. Ich persönlich muss sagen, dass Eigentum an Boden zu erwerbe, ähnlich schlimm wäre, wie den Sauerstoff dieser Welt aus der offenen Hand in die Weniger zu geben, die ihn dann nicht mehr rausrücken und die Wahrheit ist: Auch das wird aller Voraussicht nach bald geschehen; um Kohlenstoff streiten sich die Mächtigen dieser Erde bereits.

Ganz wichtig

Ein weiteres Argument derer, die Anarchismus nicht wahrhaben wollen, wäre, dass ohne feste Gesetze die Kriminalität zunähme. Auch hier ist ganz genau das Gegenteil der Fall. Wenn die Gesetze der heutigen Zeit plötzlich variabel wären, allein auf Grund der Tatsache, dass viele Straftaten gar nicht mehr begangen werden können, da sie keine mehr wären, dann heißt es nicht, dass es keine Justiz mehr gäbe, sondern vielmehr, dass sich ein*e jede*r als solche betrachten darf, und dass sie sich mit viel weniger Banalitäten auseinandersetzen müsste. Außerdem gäbe es weniger Grund für Ordnungswidrigkeiten jeglicher Art. Die meisten Vergehen lassen sich auf Armut zurückführen – oder Geldgier.

Fazit

Es gehört schon jede Menge Mitgefühl, Größenwahn und Fantasie dazu, um Anarchist*in zu sein. Aber um sich im Anarchismus zurechtzufinden, braucht man nur zu existieren, und den Rest erledigen wir. Ich könnte den einfachen, billigen Weg gehen und meine Freizeit zum Beispiel der Grünen Jugend widmen, einen Haufen Tiere und einen Kubikmeter Sauerstoff zu retten. Ich könnte meine Seele auch an Attac verkaufen, um nur noch in Zahlen zu denken und ein Dutzend Menschen über Globalisierung aufzuklären. Ich könnte sicher auch versuchen, in den Bundestag zu kommen, nur um da keine Redezeit zu kriegen und mich in Talkshows darüber auszuheulen, aber mein Weg ist das nicht.



  Meine Utopie steht fest.

  
  
  
  


Für eine Gesellschaft ohne Knäste!

Wenn in der (radikalen) Linken über Staat und Recht diskutiert wird, wird oft ausschließlich der repressive Charakter des bürgerlichen Staates betrachtet und kritisiert. Eine grundsätzliche Reflexion über Staat, Recht und Knast in der bürgerlichen Gesellschaft findet hingegen selten statt.

Diese Haltung mag einerseits in „linken Altlasten“ begründet sein, die im Staat nach wie vor ein Instrument persönlicher Herrschaft der Bourgeoisie sehen oder aber auf persönlicher direkter Erfahrung mit den Repressionsorganen beruhen: Selbstverständlich stößt sich linke Politik, die die bestehenden Verhältnisse überwinden möchte, immer wieder an dem Staat und den bürgerlichen Gesetzen.

Slogans wie „Freiheit für alle politischen Gefangenen“ oder auch „Freiheit stirbt mit Sicherheit“ sind verständliche und notwendige Reaktionen auf die Repression, die linke Praxis fast täglich erfahren muss.

Staats-, Rechts-, und Knastkritik darf unserer Meinung nach jedoch nicht erst dort anfangen, wo mal wieder eine Demonstration von Polizist*innen niedergeknüppelt, Hausdurchsuchungen gegen Antifaschist_innen stattfinden oder linke Aktivist*innen für Aktionen in den Knast müssen.

Ohne eine Einbettung in eine grundsätzliche Gesellschaftskritik bleibt die Kritik an Repression, Knast und Strafe affirmativ und reproduziert die herrschenden Verhältnisse. Anstelle einer bloßen Kritik an polizeilichen „Exzessen“ und staatlichen „Übergriffen“ sollen folgend Staat und Recht als spezifische historische Formen kapitalistischer Vergesellschaftung verstanden und kritisiert werden. Dabei erheben wir mit diesem Text nicht den Anspruch auf Vollständigkeit oder gar einer abgeschlossenen, endgültigen Analyse, er ist vielmehr eine Einladung und Aufforderung zur Diskussion.

Kapitalistischer Normalvollzug

Der Kapitalismus basiert auf Privateigentum (an Produktionsmitteln), Verwertungsdruck und brutaler Konkurrenz unter Menschen, Unternehmen und Staaten. Um zu überleben sind alle Menschen gezwungen, sich gegen andere durchzusetzen. Seien es jene, die nicht über Produktionsmittel verfügen, im Kampf um Arbeitsplätze und Beförderungen, oder jene, die darüber verfügen, in Konkurrenz um Aufträge und Profite, um Gewinnanteile und Wachstumsraten. Dieser Leistungsterror und Zwang zum Egoismus zieht sich wie ein roter Faden durch unsere Leben, angefangen in der Schule, später in der Uni, in der Ausbildung und im Berufsleben.

Gleichzeitig werden alle Lebensbereiche, egal ob Bildung oder Freizeit, Wissenschaft oder technischer Fortschritt Verwertungsinteressen untergeordnet und dienen somit nicht der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse. Der größte Widerspruch im Kapitalismus zeigt sich darin, dass er zum einen einen enormen Überfluss an Waren und wachsender technologischer Möglichkeiten zur Abschaffung von Mangel, Hunger, Krankheit, Armut und zur Automatisierung der Produktion hervorbringt, zum anderen aber auf soziales Elend, Hunger, Krieg und Umweltzerstörung angewiesen ist, um fortzubestehen.

Das permanente Konkurrenzverhältnis, das menschliche Beziehungen zunehmend überschattet, sowie die Notwendigkeit, die kapitalistische Akkumulation trotz aller ihr innewohnenden Widersprüche aufrecht zu erhalten, führen zu einer Gesellschaft, in der Gewalt allgegenwärtig ist.

Am deutlichsten wahrnehmbar ist diese, wenn sie physisch ausgeübt wird. Weniger offensichtlich, aber dennoch allgegenwärtig, ist die „strukturelle“ Gewalt: Auch ohne direkte körperliche Einwirkung ist es möglich, Herrschaft über Menschen auszuüben, ihre Selbstbestimmung einzuschränken bis ganz zu nehmen oder Zwänge unterschiedlichster Form durchzusetzen. Dazu zählen unter anderem familiäre Machtstrukturen, alltägliches Erleben von Sexismus und Patriarchat, Leistungsdruck in Schule und Beruf, sowie Zwangsmaßnahmen durch Sozial-, Ausländer- und Arbeitsämter.

Im Gegensatz zu früheren Gesellschaftsformen erscheinen Gewalt, Ausbeutung und Herrschaft im Kapitalismus jedoch „nur“ in vermittelter Form. Basierte die Beziehung von Herr und Sklave oder Feudalherr und Leibeigenem unübersehbar auf persönlicher, also „unvermittelter“ Herrschaft, „herrscht“ im eigentlichen Sinne im Kapitalismus niemand.

Diese „unpersönliche“ Form der Herrschaft ist mehr als nur ein politischer Fortschritt gegenüber vergangenen Gesellschaften, vielmehr ist sie unabdingbar für den Fortlauf der kapitalistischen Produktion.

Die Herrschaft des Rechts

„Die Binde über den Augen der Justitia bedeutet nicht bloß, daß ins Recht nicht eingegriffen werden soll, sondern daß es nicht aus Freiheit stammt.“(1)

Warum also führt die dem Konkurrenzprinzip innewohnende Gewalttätigkeit nicht zu unmittelbarer und persönlicher Herrschaft? Warum organisiert sich der Staat nicht als „privater Apparat der herrschenden Klasse“ sondern nimmt „die Form eines unpersönlichen, von der Gesellschaft losgelösten Apparats der öffentlichen Macht an?“.(2)

Die Antwort auf diese Frage liegt im gesellschaftlichen Austauschprozess begründet:

Da die Waren „nicht selbst zu Markte gehen und sich selbst austauschen“, müssen die Menschen die Austauschbeziehung selbst schaffen.(3) Im Kapitalismus, also einer auf Warentausch und Privateigentum beruhenden Gesellschaft, ist dieser Prozess jedoch mehr, als der Tausch einer beliebigen „Ware A“ gegen eine beliebige „Ware B“. Die in ihrem Nutzen und Zweck also eigentlich komplett verschiedenen Gebrauchswerte lassen sich überhaupt nur als Tauschwerte gleichsetzen, da sie eine gemeinsame Qualität besitzen, sozusagen auf ein gemeinsames „Drittes“ reduzierbar sind. Dieses gemeinsame „Dritte“ liegt jedoch nicht in den natürlichen, sondern in den gesellschaftlichen Eigenschaften der Waren, nämlich Produkte gleicher menschlicher Arbeit und damit „Werte“ zu sein.(4)

Die tauschenden Warenbesitzer*innen vollziehen dabei einen ihren Waren nicht unähnlichen Prozess: In der Gleichsetzung der Waren als Tauschwerte, setzen sie sich selbst einander gleich und vollziehen damit eine weitere Abstraktion: Sie müssen sich wechselseitig als Privateigentümer*innen mit gleichen Rechten anerkennen. Aus menschlichen Individuen mit konkreten Eigenschaften und Bedürfnissen werden Vertragspartner*innen, also juristische Subjekte als „Abstraktion des Menschen überhaupt“.(5)

Ähnlich dem Wert, der im Austausch als etwas „gemeinsames“, als quasi natürliche Eigenschaft der Waren erscheint, erscheint das Recht nun als das „Dritte“, „gemeinsame“, als quasi natürliche Eigenschaft der Menschen, juristische Subjekte zu sein. Die gesellschaftlich-arbeitsteiligen Produktionsverhältnisse stellen sich somit gleichermaßen dar als „ungeheure Warensammlung“, sowie „unendliche Kette von Rechtsverhältnissen“.(6)

Da der Warenaustausch augenscheinlich ein „wahres Eden der angeborenen Menschenrechte“ ist und der Tausch der Äquivalente (inklusive des Kaufs und Verkaufs der Ware Arbeitskraft) in „Freiheit“ und „Gleichheit“ erfolgen(7), werden unmittelbare Gewalt und Herrschaft zur Aufrechterhaltung der Verhältnisse überflüssig. Das bürgerliche Selbstverständnis schließt sogar formal die eigene Gewalttätigkeit der Individuen aus, über denen sich der Staat als außerökonomisches „Drittes“ nach dem Motto „Du sollst keine anderen Gewalttäter neben mir haben“ erhebt.

Die allgemeine Gleichheit der Menschen vor dem „Rechtsstaat“ ist somit kein Schein oder Betrug, den die „Herrschenden“ erzeugen, um ihre Unterdrückung aufrecht zu erhalten, sondern „vielmehr ein realer Prozeß der Verrechtlichung der menschlichen Beziehungen, der die Entwicklung der Waren- und Geldwirtschaft [...] begleitet“.(8)

Markt und Gesetz fragen also nicht nach der Geburt, ihnen gelten alle potentiellen Warenbesitzer_innen als gleich. Der bürgerliche Gleichheitsbegriff stammt aber keineswegs aus der Freiheit. Er gründet im Warentausch und somit auch in der Konkurrenz zur Realisierung des Warenwerts. Eine solche Gleichheit ist nicht ohne die sklavische Abhängigkeit von den hinter dem Rücken der wirtschaftenden Subjekte in Gestalt des Wertgesetz wirkenden ökonomischen Verhältnissen zu denken.(9)

Genauso wird durch den Staat samt seiner Staatsbürger_innen nicht die Gesellschaft als Gewalt- und Konkurrenzverhältnis aufgehoben. Weit entfernt davon besteht sie als seine „Voraussetzung“, als andere Seite derselben Medaille weiter.(10)

Die repressive Gleichheit

Mögen Freiheit und Gleichheit formal gegeben, sowie durchaus eine politische Emanzipation im Vergleich zu unmittelbaren Knechtschaftsverhältnissen sein, so bringen dennoch das Wertgesetz und der Zwang zur Konkurrenz immer wieder ihr genaues Gegenteil hervor:

Die zynische Bemerkung des französischen Schriftstellers Anatole France, dass das Gesetz in seiner erhabenen Gleichheit es Reichen und Armen gleichermaßen verbietet, zu betteln, unter den Brücken zu schlafen und Brot zu stehlen, bringt dieses Verhältnis auf den Punkt. Diese Liste Frances lässt sich beliebig erweitern, beispielsweise um Gesetze wie das Asylrecht oder die Residenzpflicht, die konkret nur von wenigen Menschen „gebrochen“ werden können.

Die kapitalistische Gesellschaft benötigt zwar für ihre Reproduktion die formale Gleichheit und Freiheit aller, kann aber aufgrund ihrer Verfasstheit als Konkurrenz- und Warengesellschaft kein „schönes Leben“ für alle Menschen gewährleisten. Sie fördert vielmehr den Krieg aller gegen alle um die eigene Selbstverwertung, in dem Erwerbslose, Kranke, Alte und Menschen mit Behinderungen an, oder oft über den Rand der eigenen Existenz gedrängt werden.

Dieser Widerspruch zwischen den formal garantierten und für die kapitalistische Reproduktion notwendigen Rechten und dem kapitalistischen Alltag kann nicht ohne die Drohung von Disziplin und Strafe aufrechterhalten werden, soll der alltägliche Konkurrenzkrieg nicht letztlich in Betrug, Raub oder offener Gewalt umschlagen. Gleichzeitig gilt es für den bürgerlichen Staat, als Nationalstaat in unternehmerischer Standortkonkurrenz zu anderen Staaten stehend, tagtäglich den Spagat zwischen „Staatspleite“ und drohender Bevölkerungsrevolte gegen das kapitalistische Elend zu leisten.

Die Gleichheit wird somit für jene, die sich ihr nicht fügen wollen oder können, eine repressive. Ihr geht es darum, sie wieder „gleich“ zu machen, also wieder in das bürgerliche Regelwerk einzufügen. Ebenso schnell schlägt die vermittelte Herrschaft zur unvermittelten um, wenn dem Individuum, das mit den Normen und Regeln der bürgerlichen Gesellschaft nicht zurechtkam, diese im Knast verstärkt in Form von Zwangsarbeit, Demütigung und Vereinzelung angetan werden.

Von der Lust am Strafen…

Ohne Frage erzeugt das staatliche Gewaltmonopol durch seine offen zur Schau gestellte Macht, hochgerüstete Knäste sowie hohe Strafen ein Klima der Angst, das potentielle „Straftäter*innen“ abschreckt. Die mehrheitliche Akzeptanz von Herrschaft und Strafe sowie die Unfähigkeit Regeln auch nur im Kopf zu hinterfragen, geschweige denn aktiv zu überschreiten, lässt sich jedoch nicht nur durch staatliche Abschreckung erklären. Vielmehr ist sie Resultat davon, dass den Menschen die herrschende Ordnung mit ihren Regeln und Gesetzen längst als quasi „natürlich“ und alternativlos erscheint.

Gleichzeitig entwickelt sich aus dem Befolgen dieser Regeln, die eben nicht Produkt einer freien und solidarischen Gesellschaft, sondern eines entfremdeten Zusammenlebens sind, eine unterschwellige Unzufriedenheit mit der eigenen Situation, die sich letztlich als Ressentiment gegenüber jenen äußert, die diese Regeln nicht befolgen. Daraus resultiert ein regelrechtes Verlangen nach Bestrafung derjenigen, die gegen das verstoßen, an was man selbst glaubt, sich halten zu müssen („Wenn das alle machen würden…“, „Ich muss ja auch… und kann nicht einfach…“).

Die bestehenden Eigentumsverhältnisse erklären, warum ein Großteil der begangenen „Straftaten“ „Eigentumsdelikte“ (~66,7%, 2011 (11)) darstellen: viele Menschen sind dazu gezwungen, Lebensmittel in den Supermärkten zu „klauen“, um zu überleben; sind gezwungen, schwarz zu fahren, weil die hohen Ticketpreise nicht mehr bezahlt werden können; sitzen eine sogenannte „Ersatzfreiheitsstrafe“ ab, weil Rechnungen, Miete oder Strafbefehle nicht mehr bezahlt werden konnten; sitzen in Abschiebehaft, weil sie vor Kriegen, politischer Verfolgung, oder einfach um überleben zu können, flüchten mussten.

In der öffentlichen Wahrnehmung ist es jedoch „genau andersherum“, es herrscht ein weitverbreitetes Vorurteil, dass Mord (Real: ~0,1%, 2011 (11)) und Sexualdelikte (Real: ~0,8%, 2011 (11)) die meist begangenen „Straftaten“ seien und dass dementsprechend auch die Zusammensetzung im Knast aussehe. Diese verzerrte Wahrnehmung trägt immer wieder auch zur Legitimierung der Existenz von Knast und Strafe bei.

Wir wollen an dieser Stelle explizit nicht ausdrücken, dass jeder Bruch der bestehenden Gesetze automatisch eine emanzipatorische Tat sei. Im Gegenteil findet sich in vielen „Verbrechen“, wie z. B. in „Betrugshandlungen“ oder auch im „organisierten Verbrechen“ die kapitalistische Aneignungs- und Verwertungslogik wieder.

Das Wegsperren „böser“ Menschen soll ein Gefühl von Sicherheit suggerieren, da die vermeintliche Bedrohung des bürgerlichen Friedens aus dem Sichtfeld der Gesellschaft entfernt wurde. Allerdings wird durch das Wegsperren etwaiger „Störenfriede“ keinesfalls eine „Sicherheit“ hergestellt, sondern eine reine Symptombekämpfung durchgeführt. Die hohen Rückfallquoten (zwischen 40 und 70 %, (12)) zeigen zudem auf, dass der Knast, im Sinne dieser Gesellschaft keinesfalls „bessere“ Menschen schafft und „Straftäter_innen“ selten „resozialisiert“.

„Resozialisierung“ wiederum ist vor dem Hintergrund dieser Gesellschaftsordnung kaum mehr als eine Farce: Der*die ehemalige Straftäter*in soll wieder in die Konkurrenz- und Leistungsgesellschaft „integriert“ werden und in ihr „funktionieren“. „Resozialisierung“ oder „Reintegration“ bedeutet somit nicht eine konsequente Forderung nach Freiheit, sondern dass sich das Individuum fortan wieder bedingungslos den Regeln und der Logik dieser Gesellschaft unterwerfen muss.

Für eine Gesellschaft ohne Knäste!

So lange die Organisierung der Produktion nicht grundlegend geändert und jegliche Herrschaft überwunden wird, wird die Schließung von Knästen und ähnlichen Anstalten nicht möglich sein. Es muss darum gehen, diese Zustände, die Menschen dazu zwingen „kriminell” zu werden, als zusammenhängend und einander bedingend zu begreifen, zu kritisieren und schlussendlich als Ganzes abzuschaffen. Gleichzeitig müssen wir jedoch Forderungen nach Verbesserungen der beschissenen Lebensumstände im Knast, aber auch außerhalb der Mauern, unterstützen und als Grundlage für den radikalen Bruch mit den herrschenden Verhältnissen nutzen.

Wir, als Teil einer kämpfenden Bewegung, müssen damit anfangen, uns solidarisch zusammenzuschließen, zu organisieren und zu vernetzen und schlussendlich Gefängnisausbrüche organisieren, Kaufhausraube planen, Fabriken besetzen, Polizeistationen abreißen und uns daran machen, gemeinsam etwas Besseres als Staat, Nation und Kapital zu schaffen: Eine herrschaftsfreie Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der es kein Eigentum, keine Grenzen, aber auch keine Herrschaft von Menschen über Menschen, also keinen Sexismus, keine Homophobie, keinen Rassismus und alle anderen Unterdrückungsmechanismen, und somit auch keine Knäste mehr geben wird!

Anarchistische Gruppe Freiburg

Web: ag-freiburg.org

  Mail: kontakt@ag-freiburg.org
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  Twitter: twitter.com/agfreiburg
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 Digitales Eigentum bleibt gemein!

Die Open-Source/Freie-Software Bewegung genießt unter Linken einen relativ guten Ruf. Schuld daran ist nicht nur, dass deren Entwickler Dinge, für die man sonst zahlen muss, kostenlos zur Verfügung stellen, sondern auch, dass diese Bewegung oft als Opposition oder sogar als praktischer Gegenentwurf zum kapitalistischen Privateigentum betrachtet wird. Aber steht das Konzept Open Source wirklich im Gegensatz zum Eigentum?



  Immaterielle Güter sind anders…

  

Zumindest einige Vertreter dieser Bewegung scheinen sich am Eigentum zu stören. Und zwar dort, wo es digitale Güter betrifft. Ihr Thema ist also nicht das Eigentum an Lebensmittel, Land und Fabriken, sondern das Eigentum, wenn es Software, Patente und Texte betrifft. In der Tat gibt es in der Sache durchaus einen Unterschied zwischen physischen Gütern und sogenannten „immateriellen“ Gütern.

Wenn jemand mein Fahrrad benutzt, kann ich es nicht gleichzeitig verwenden. Ideen aber – wie sie zum Beispiel in diesem Text vorkommen – kann man verbreiten und mit anderen teilen, ohne dass man davon weniger hat. Wir wissen vom Inhalt dieses Textes nicht weniger, wenn die Leser¬Innen nach dem Lesen mehr darüber wissen. Aber immerhin: Ihn zu lesen, zu verstehen, Fehler zu finden, die wir vielleicht darin gemacht haben, ist jedes Mal intellektueller Aufwand – eine Tätigkeit also, die Zeit kostet und Voraussetzungen hat, z.B. muss man lesen gelernt haben. Ganz „umsonst“ und ohne Voraussetzungen geht das mit dem Verbreiten also nicht. Dennoch, der Text als solcher, und damit die darin enthaltene Information, hat die Eigenschaft, dass man ihn ohne Informationsverlust beliebig oft kopieren (und damit auch übertragen, darstellen, verfügbar machen, kurz: benutzbar machen) kann. Wenn bestimmte Voraussetzungen einmal vorhanden sind (Computer, das Internet) kann man eine Datei, die den Text enthält, billig vervielfältigen – der Aufwand dafür wird dann so gering, dass er irgendwann für den Einzelnen praktisch gleich Null ist.



  …und das Eigentum an ihnen fällt anders auf

  

Auf hin- und herschwirrende Ideen, auf Dateien oder andere digitale „Informationsbehälter“ einen Eigentumstitel zu kleben, erscheint so als eine Einschränkung, die „künstlich“ ist, die nicht sein müsste – alleine schon deshalb, weil man es gewöhnt ist diese Dateien (illegal) zu kopieren. Hier fällt auf: Eigentum zu sein ist keine Eigenschaft dieser Sachen selbst, sondern es wird äußerlich gesetzt. Was dabei noch auffällt, ist, dass manche Dateien, z.B. Musik, nicht kopieren darf. Es gibt ein Verbot, diese weiterzugeben. Und das scheint bei Dateien nochmal besonders abstrus, da der Inhalt durch das Weitergeben gar nicht verändert oder beschädigt wird. Beim „digitalen Eigentum“ erscheint also anders, nämlich deutlicher, dass die staatliche Gewalt mit ihren Patent-, Urheber- und sonstigen Rechten die Benutzung einschränkt. Das Eigentum erscheint hier klar als das, was es ist – als eine Schranke.

  Mehr noch, die Resultate von Wissenschaft und Technik waren schon lange vor dem Beginn der digitalen Datenverarbeitung Gemeinschaftsprodukte in dem Sinne, dass noch die kleinste neue Entdeckung oder Erfindung auf so zahlreichen anderen Entdeckungen und Erfindungen aufbaut, dass der jeweilige Urheber nur bei einem Bruchteil dieser notwendigen immateriellen Voraussetzungen weiß, wo sie herkommen. Mathematische Erkenntnisse bauen auf anderen mathematischen Erkenntnissen auf, Software basiert auf Ideen anderer Softwarepakete oder gleich ganzen anderen Paketen.

Um mit Erkenntnissen und Technologie voranzukommen, braucht man also Zugang zu dem, was es schon gibt. Wenn heute immer wieder Eigentumstitel verteidigt und genutzt werden, wenn also der Zugang und die Anwendbarkeit vorhandener Informationen gesetzlich beschränkt wird, dann ist das ein Hindernis für die Entwicklung von neuen Ideen. Eigentum erscheint als eine willkürliche Trennung dessen, was doch notwendig aufeinander verwiesen ist: Es ist nicht nur eine Schranke, um an bestehende Dinge oder bestehendes Wissen zu kommen, sondern sogar auch, um neue Sachen zu entdecken und zu entwickeln.



  Eigentumslosigkeit als Norm

  

Das Konzept Open Source ist zusammen mit der Entwicklung von Großrechnern, PCs und Internet entstanden und hat diese Entwicklung selbst vorangebracht. Ausgangspunkt der Open-Source-Bewegung war die Wertschätzung besonderer Eigenschaften digitaler Güter, insbesondere die verlustfreie Reproduzierbarkeit und damit verbundene Vorteile bei der gemeinsamen Bearbeitung von Code. Die Protagonisten dieser Bewegung wussten sich diese Eigenschaften bei ihrer Arbeit zu Nutze zu machen, und beschäftigten sich mit den Voraussetzungen dafür. Die Beschäftigung mit diesem Thema war neu, denn am Anfang der praktischen Informatik, so ab den 1950er Jahren, war der freie Zugang und die de facto uneingeschränkte Benutzbarkeit aller benötigten Informationen – zumindest was Software anging – selbstverständlich. Jedenfalls für Leute mit dem entsprechenden Wissen, die an einschlägigen, gut ausgestatteten Forschungseinrichtungen arbeiteten. Software wurde schlicht als Gratiszugabe zu massiven, teuren Großrechnern angesehen und entsprechend offen verteilt, studiert und verändert.

Erst ab Mitte der 1970er Jahre entwickelte sich ein Markt für proprietäre Software – also Software, die man nicht einfach verbreiten und verändern darf. Firmen wie Microsoft begannen, mit dem Verkauf von Software und insbesondere von Lizenzen für die Benutzung von Software ein Geschäft zu machen. Gegen diese neue Bewegung traten Leute wie Richard Stallman – Gründer des GNU Projekts, welches die bekannteste Open-Source-Lizenz, die General Public License (GPL), heraus gibt – an, um den Status quo zu bewahren. Stallman und seine Kolleg*innen entwickelten Software gemeinsam, und bestanden darauf, dass andere ihre Produkte studieren, benutzen und weiterverbreiten dürfen sollen. Das ist, vom Standpunkt der planvollen Produktion nützlicher Dinge betrachtet, eine vernünftige Sache.



  Eigentum – eine Norm für die Welt der physischen Dinge?

  

Das GNU-Projekt war der Ursprung der Open-Source-Bewegung. Dieser Bewegung ist heute wichtig, dass aus den sachlichen Besonderheiten immaterieller Güter folge, dass das Eigentum für diese Güter eine geringere oder andere Rolle spielen müsse als für andere – materielle – Sachen.

  Damit entgeht dieser Bewegung aber genau das, was gerade an der Unterwerfung immaterieller Güter unter das Eigentum, vorangetrieben durch die Pioniere der proprietären Softwareentwicklung, auffallen könnte: Dass das Eigentum stets ein den Gütern äußerliches soziales Verhältnis ist. Protagonist*innen von Open Source (oder Bewegungen, die davon inspiriert wurden) unterstellen das Eigentum an solchen physischen Dingen als der Natur der Sache, insbesondere ihrer (angeblichen) natürlichen Knappheit, entsprechend.

  Zum Beispiel schreiben die Piraten in ihrem Grundsatzprogramm: „Systeme, welche auf einer technischen Ebene die Vervielfältigung von Werken be- oder verhindern (“Kopierschutz”, “DRM”, usw.), verknappen künstlich deren Verfügbarkeit, um aus einem freien Gut ein wirtschaftliches zu machen. Die Schaffung von künstlichem Mangel aus rein wirtschaftlichen Interessen erscheint uns unmoralisch, daher lehnen wir diese Verfahren ab. […]Wir sind der Überzeugung, dass die nichtkommerzielle Vervielfältigung und Nutzung von Werken als natürlich betrachtet werden sollte und die Interessen der meisten Urheber entgegen anders lautender Behauptungen von bestimmten Interessengruppen nicht negativ tangiert.“

  Was digitale Güter angeht, beklagen die Piraten also, dass dort Menschen qua Eigentumstitel „künstlich“ vom Benutzen abgehalten werden, entgegen der „natürlichen“ Eigenschaft von Information kopiert werden zu können. Andererseits können sie dies bei materiellen Dingen so generell nicht feststellen, diese sind nach der Logik des Grundsatzprogramms durchaus von selbst „wirtschaftliche Güter“. Eine Annahme die den Verfasser*innen so selbstverständlich zu sein scheint, dass sie dies nicht explizit erwähnen.

  Das GNU-Projekt spricht den angenommenen Unterschied zwischen ideell und materiell explizit an: „Unsere Ideen und Intuitionen über das Eigentum an materiellen Dingen handeln davon, ob es richtig ist jemanden ein Objekt wegzunehmen. Sie betreffen das Kopieren nicht direkt. Eigentümer wollen aber, dass wir jene dennoch anwenden […] Aber Leute im allgemeinen haben wahrscheinlich nur Sympathien für die Beanspruchung von natürlichen Rechten aus zwei Gründen. Ein Grund ist eine überdehnte Analogie mit materiellen Dingen. Wenn ich Spaghetti koche, dann erhebe ich Einspruch dagegen, wenn jemand anderes sie isst, weil ich sie dann nicht mehr essen kann. Seine Aktion schadet mir genauso viel wie sie ihm nützt; nur einer von uns kann die Spaghetti essen, die Frage ist, wer von uns? Der kleinste Unterschied zwischen uns ist genug, um die ethische Balance zu stören. Aber wenn Du ein Programm, das ich geschrieben habe, ausführst oder veränderst, dann betrifft das Dich direkt und mich nur indirekt. Ob Du deinem Freund eine Kopie gibst betrifft Dich und deinen Freund wesentlich mehr als es mich betrifft. Ich sollte nicht die Macht haben Dir zu sagen das nicht zu tun. Niemand sollte das.“

  Die aufgemachte Trennung zwischen materiellen und ideellen Dingen im Bezug auf das Eigentum, stimmt aber so nicht.

  

  1. Das Eigentum ist erst einmal gleichgültig dagegen, ob der Eigentümer eine Sache benutzt oder nicht. Wenn Leute an Eigentum an materiellen Gütern denken, dann denken sie an ihre persönlichen Habseligkeiten, Dinge die sie mehr oder weniger regelmäßig brauchen. Das trifft aber das Eigentum nur am Rande, es funktioniert viel grundsätzlicher. Zum Beispiel werden besetze Häuser geräumt und stehen dann wieder leer. Oder Waldstücke werden eingezäunt von Eigentümer*innen, die in ganz anderen Gegenden wohnen. Die Frage, ob jemand eine Sache gebrauchen kann, stellt sich dank Eigentum so nicht. Das Eigentum an einer Sache gilt, ganz egal, ob der/die Eigentümer*in oder jemand anderes diese – zum Beispiel gegen Bezahlung – benutzt. Die absolute Verfügung über Reichtümer egal welcher Art und welchen Umfangs einklagbar zu machen, das ist das Privateigentum und es wird mit allen erforderlichen Mitteln vom Staat durchgesetzt. Egal ob materielles oder immaterielles Gut – dem Eigentum ist es erst einmal ziemlich egal, wer was wie benutzen will. In dieser Hinsicht ist die Unterscheidung also Pustekuchen.

  

  2. In einer Hinsicht spielt das Benutzen-wollen aber schon eine Rolle – eine negative. Das Eigentum an einem Haus ist Ausdruck des Ausschlusses Dritter von der Benutzung des Hauses. Mit dem Haus selber kann man nämlich kein Eigentumsverhältnis eingehen, es ist nur ein Haus, nicht fähig zu einem Rechtsverhältnis. Genauso wie eine DVD mit Windows darauf nicht unbedingt installiert werden darf, nur weil sie gerade bei mir herumliegt: Die Funktion eines Eigentumstitels ist ja gerade, dass andere mein Eigentum nicht benutzten dürfen ohne mein Einverständnis, obwohl sie wollen und vielleicht auch unmittelbar physisch könnten. Das, was den Freund*innen der freien Software an digitalen Gütern auffällt, könnte ihnen am Eigentum an materiellen Dingen genauso auffallen: Eigentum ist ein Verhältnis zwischen Leuten, nicht zwischen Dingen und Leuten, und ein ziemlich negatives Verhältnis zwischen Leuten dazu. Eigentum ist eine Schranke für die Benutzung, bei der es darauf ankommt, dass der andere das, was meines ist, will, es aber, weil es meines ist, nicht (unmittelbar) kriegen kann. Die Eigentumsgarantie für materielle Dinge gibt es nicht obwohl, sondern weil andere die Eigentumsgegenstände wollen, brauchen, benötigen. Das Eigentum an Brot und erst recht an Brotfabriken ist deswegen relevant, weil andere Leute Hunger haben. Sonst bräuchte man den Ausschluss nicht garantieren.

  

  3. Außerdem: Den harten Gegensatz zwischen materiell und immateriell bezüglich der Reproduzierbarkeit von Gütern gibt es nicht. Man kann materielle Dinge herstellen, was nichts anderes heißt als die festgestellte Knappheit zu beseitigen. Es gibt nicht eine bestimmte Anzahl von Brotmessern in der Welt, man kann mehr herstellen. Klar, dafür muss man dann was tun, aber einfach „knapp“ ist da nichts. Zum Herstellen braucht man aber Zugang zu den Produktionsmitteln, die wiederum auch in privater Hand sind. Auch dabei ist gleichgültig, ob man sie „wirklich“ braucht oder ob sie gerade benutzt werden. Allerdings ist ein Unterschied zwischen Software und Brotmessern, dass die zeitgemäßen Produktionsmittel für Software inzwischen billige Massenprodukte sind und bei den meisten Leuten sowieso schon zu Hause herumstehen. Mit einem zehn Jahre alten Computer vom Sperrmüll kann man Software schreiben, die auf dem Stand der Technik ist. Entsprechend braucht man in die Produktion von Software „nur“ Bildung und Arbeitszeit zu investieren, während man bei etwa bei Brotmessern von ihren Produktionsmitteln – auf dem Stand der Technik – ausgeschlossen ist. Dafür bräuchte es tatsächlich eine Brotmesserfabrik und die will erst einmal gekauft werden.

  

  4. Die Produktionsmittel wiederum sind auch nicht einfach „knapp“, die kann man auch größtenteils herstellen. Zu den Produktionsmitteln bekommt man keinen Zugang, weil ihr Zweck für den Eigentümer ist, sich damit Zugang zu den Reichtümern der Gesellschaft zu verschaffen und darüber hinaus Geld zu vermehren. Er weiß ja, dass er sich mit anderen immer einigen muss, um an deren Produkte heranzukommen. Entsprechend benutzt er seine Fabrik – sowie Leute, die keine Fabriken haben, d.h. Arbeitskräfte – um etwas herstellen zu lassen, was er verkaufen kann. Mit dem Erlös kann er dann einkaufen gehen – am besten und in der Regel wieder Arbeitskräfte und Produktionsmittel, damit der Spaß wieder von vorne losgeht. Genau wie bei immateriellen Gütern, ist man bei materiellen Gütern in einer arbeitsteiligen Gesellschaft auf die anderen angewiesen. Weil hier Eigentum gilt, ist man aber von deren Produkten prinzipiell ausgeschlossen und ist so darauf verwiesen, den Bedarf anderer für sich auszunutzen. Die Absurdität anders auf den Punkt gebracht: Gerade weil man auf die anderen angewiesen ist, beharrt man auf deren Ausschluss. Wenn alle mir nur etwas geben, wenn ich etwas gebe, dann werde ich darauf schauen, dass ich das, was ich habe, auch einsetze dafür, dass ich was kriegen kann … indem ich anderen genauso gegenüber trete wie sie mir.

  Eigentum hat den gleichen ausschließenden Charakter, unabhängig davon, ob es um materielle oder immaterielle Güter geht. Das sieht die Open-Source-Bewegung aber ganz anders – und teilt damit eine fatale Fehleinschätzung über den Kapitalismus mit so vielen anderen Menschen.

Nochmal anders herum gesagt: Der „linke Flügel“ der Open-Source-Bewegung beharrt auf einer strikten Trennung zwischen digitalen und materiellen Gütern, um damit das Eigentumsregime über digitale Güter zu kritisieren. Mit ihrer Argumentation bestätigen und zementieren sie aber gerade, dass Menschen qua Eigentum von den Dingen, die sie brauchen, ausgeschlossen sind. Die Parole „Free Software today, free carrots tomorrow“ eines linken Open-Source-Aktivisten mag nett klingen, mit dem Appell an die „Eigentumskritik“ von Open-Source wird aber die falsche Vorstellung bestätigt, die „Karotten für alle und zwar umsonst“ verhindert.



  Open-Source-Lizenzen: Eigentumskritik mit den Mitteln des Rechts?

  

Wenn man Open-Source-Software entwickelt, ist der Zugang zum eigenen Arbeitsprodukt in Form von Recht organisiert. Insbesondere das Urheberrecht gilt ohnehin: Es wird vom Staat für alles gesetzt, was einen ideellen Urheber hat. Aber darüber hinaus legt eine Open Source-Lizenz mit den Mitteln des Rechts fest, was man mit dem Produkt machen darf und was nicht – grundsätzlich nicht anders als an vielen anderen Stellen in der bürgerlichen Gesellschaft üblich, insbesondere in der Industrie. In der Regel darf man den Quellcode lesen, verändern und weiterverbreiten. In den genauen Bestimmungen unterscheiden sich die verschiedenen Lizenzen erheblich. Grob lassen sich dabei zwei Varianten von „Offenheit“ unterscheiden. Die bereits erwähnte GPL sagt aus, dass wenn man ein GPL lizenziertes Stück Software in seinem Programm benutzt, das Programm selbst dann auch wieder unter GPL stehen muss. Das heißt, die Lizenz ist „virulent“ und Komponenten stecken sich gegenseitig an. Zum Beispiel kann man nicht einfach den Linux Kernel (also den Kern des Betriebssystems) nehmen, ein paar Veränderungen machen und das Ergebnis ohne Quellcode verbreiten; man muss auch den Quellcode der eigenen Änderungen freigeben.

  Die BSD-Lizenz ist da weniger strikt. So sind zum Beispiel BSD-Programme Bestandteil von Microsoft Windows, ohne dass deswegen irgendwelche Quellen veröffentlicht werden müssten. Die Lizenz regelt nur, was man machen muss, wenn man die Quellen selbst verbreitet. Und sie regelt zweitens, dass man niemanden verklagen darf, wenn etwas schief geht: ein Haftungsausschluss. Die beiden Seiten können sich in der Frage lange streiten: Die einen (GPL) meinen, man müsse die Freiheit mit Zwang schützen, die anderen (BSD) meinen, dass dabei die Freiheit verloren gehe.

  Wer nun Recht hat oder ob die Frage sich nicht lösen lässt, weil diese Freiheit ihr Gegenteil, die Herrschaft, enthält, müsste in einem anderen Artikel geklärt werden. Was man aber feststellen kann, ist, dass diese Art der praktischen Eigentumskritik das (Mit-)Eigentum an einem Softwareprodukt notwendig voraussetzt. Richard Stallman hat deswegen die GPL als einen „legal hack“, also als einen legalen Trick bezeichnet. Man insistiert auf seinem Eigentum (indem man Lizenzbedingungen einfordert), um die freie Weitergabe zu garantieren.

  Das Rechtssystem – garantiert durch die Staatsgewalt – lässt sich aber nicht überlisten: Lizenzen (egal welcher Art) sind legal bindende Verträge, die im Zweifelsfall von der Staatsgewalt durchgesetzt werden können, wenn eine Seite sie einfordert. Das hat zu der Situation geführt, dass z.B. Wissenschaftler, die ihre Forschungssoftware für andere zugänglich machen, sich massenweise mit verschiedenen inkompatiblen Lizenzmodellen beschäftigen: Darf ich die Open-Source-Software eines anderen Wissenschaftlers legal mit meiner Open-Source-Software kombinieren? Aus der kreativen Anwendung und Überlistung des Rechts – Stallman und Co. machen „Ansagen“ an das Recht –, wurde die ganz prinzipielle Unterwerfung unter das Recht – das Recht macht Ansagen an Stallman und Co –, schlicht, weil das Recht so funktioniert.

  Mehr noch, in einer Gesellschaft, wo fast nur Anhänger des Rechts herumlaufen, hat solch ein „Hack“ so seine eigene Dynamik. Inzwischen hat sich der Bereich, auf den Lizenzen in diesem Stil angewendet werden, erheblich erweitert. Die Creative-Commons-Bewegung empfiehlt auch Wissenschaftlern, Kulturschaffenden und im Zweifelsfall jedem, der seine Urlaubsfotos ins Internet hochlädt, sich nachhaltig zu Eigentümern ihrer jeweiligen Informationsprodukte zu erklären, um dann, aus einem Baukasten der Rechteeinräumung schöpfend, Dritte mehr oder weniger von der Benutzung auszuschließen. Lawrence Lessig’s Creative-Commons-Initiative hat im Gegensatz zu Richard Stallman auch keine Probleme mehr mit dem real existierenden Copyright-Regime, wenn sie richtig feststellt: „Creative Commons licenses are copyright licenses – plain and simple. CC licenses are legal tools that creators can use to offer certain usage rights to the public, while reserving other rights. Without copyright, these tools don’t work.“ Und bei der Durchsetzung dieses Copyright-Regimes hilft die CC-Bewegung kräftig mit. Inzwischen werden auch Dinge mit Eigentumstiteln ausgestattet, über die sich vorher einfach niemand Gedanken gemacht hat, z.B. die oben erwähnten Urlaubsfotos .

Wie präsent der Formalismus des Rechts in den Köpfen dieser Leute ist, kann man an der Kontroverse und der Zurückziehung der Devnations-2.0-Lizenz sehen. Die Devnations-2.0-Lizenz sah vor, dass Menschen in „Entwicklungsländern“ Produkte kostenlos benutzen dürfen, aber Leute aus den kapitalistischen Zentren nicht. Eine Lizenz, die also die echte materielle Ungleichheit wenigstens zum Thema gemacht hat. Sie wurde zurückgezogen, weil sie Bewohner*innen aus Industrienationen diskriminierte, und damit die Gleichheit vor dem Gesetz verletzte. Wenn man der Open-Source Bewegung nachsagen will, sie sei mit einer Eigentumskritik ans Werk gegangen – wenn auch auf immaterielle Güter beschränkt – oder sie habe sich am Ausschluss der Menschen vom digitalen Reichtum dieser Welt gestört, dann hat sie auf jeden Fall das Gegenteil erreicht. Hacken kann man die Rechtsordnung eben nicht – eine vernünftige Kritik sieht anders aus.



  Software-Allmende für Unternehmensgewinne

  

Der Erfolg der Open-Source-Bewegung beruht auch darauf, dass sie sich bestens mit der ansonsten weiterhin nach allen bekannten Prinzipien der privaten Ausnutzung von Erfindungen gedeihenden IT-Branche verträgt . Im Folgenden ein paar Beispiele, die verdeutlichen sollen, wie Geschäft und Open-Source zusammen passen, also wie man mit etwas Geld verdient, was man umsonst zur Verfügung stellt.

  Die Mozilla Foundation – vor allem bekannt als Herstellerin des Browsers Firefox – erhält einen Großteil ihres Verdienstes von Google Inc. Google Inc. zahlt dafür, dass Google auf dem Firefox die voreingestellte Suchmaschine des Browsers ist. Apple wiederum setzt mit seinem OS-X-Betriebssystem auf ein Open-Source-System auf, dafür arbeiten sie auch mal an Open-Source-Projekten mit. Die Resultate nutzt diese Firma dann, um Hardware, Softwarepakete, Filme und Musik zu verkaufen – sehr erfolgreich in letzter Zeit. Die Entwicklung des Kerns des Linux-Betriebssystems geschah laut einer kürzlich veröffentlichten Studie angegeben nur zu 7,7 % der aktuellen Entwicklung explizit unbezahlt . Die größten Firmen, die Mitarbeiter*innen damit beschäftigen, an diesem Betriebssystem mitzuwirken, sind Red Hat Linux, IBM und Novell, also Global Player auf dem internationalen IT-Markt. Sie entwickeln Linux mit, um lohnende Geschäfte damit zu machen. Sie verkaufen zum Beispiel Anwendungen, die auf Linux laufen oder bieten Firmen Support-Verträge an: Ihr kauft unser Produkt und wir stellen sicher, dass es rund läuft. Dafür zahlen andere Unternehmen dann Geld, obwohl man sich aus Open-Source-Projekten das Resultat grundsätzlich selbst zusammen bauen könnte. Google verbreitet sein Android-Betriebssystem und seinen Webbrowser unter einer Open-Source-Lizenz – vor allem damit, dank der Verbreitung von guten Smartphones, Leute noch mehr Zeit im Internet verbringen, wo Google sein Geld mit Werbung und Dienstleistungen verdient. Nokias Qt-Bibliothek – mit der man graphische Benutzeroberflächen auf verschiedenen Betriebssystemen schreiben kann – ist Open Source, sodass Entwickler sich damit anfreunden können. Aber um nicht quelloffene Anwendungen damit zu bauen, braucht man eine kommerzielle Lizenz. Viele Firmen steuern Hilfe zur Entwicklung vom GCC-Compiler bei, weil das ein zentrales Stück Infrastruktur für jede Softwarefirma ist. Es ist billiger, das zusammen zu entwickeln, als unabhängig eine eigene Alternative zu entwickeln. Selbst Microsoft hat inzwischen einige Produkte unter Open Source-Lizenzen veröffentlicht.

  Moderne Standort- und Wettbewerbspolitiker, die der Liebhaberei für das Hin- und Herschieben und Manipulieren von Bytes ganz unverdächtig sind, haben das verstanden – sie fördern und propagieren die Pflege und den Ausbau dieser gemeinschaftlich verfügbaren Infrastruktur nach Kräften. Zum einen, weil das den Standort stärkt und zum anderen, weil die eigenen Behörden mit so manchem Open-Source-Produkt einfach billiger fahren. Übrigens: Durch sein Universitätswesen hat der bürgerliche Staat schon lange vor dem C64 dazu beigetragen, dass Grundlagenforschung und Wissen zum Wohle des nationalen Wirtschaftswachstum verwendet werden. Dazu passt auch ganz gut, dass die zwei prominentesten Open-Source-Lizenzen (GPL und BSD) an amerikanischen Eliteuniversitäten (MIT und Berkeley) entwickelt wurden.

  Auch hat der moderne bürgerliche Staat erkannt, dass sein Patentrecht nicht nur Hebel für die private Ausnutzung von Innovationen ist, sondern eben auch Schranke – insofern versteht er auch die Sorgen der Open-Source-Aktivisten ganz gut. Wenn Innovationen nicht als Grundlage für neue Innovationen genutzt werden können, sieht es schlecht aus mit dem Wirtschaftswachstum. Darum hat er sich ein Patentrecht gegeben, das Patente jeweils für nur begrenzte Zeiträume schützt. Damit gibt er den widersprüchlichen Interessen von Einzelkapitalisten (die ihre patentierten Erfindungen ordentlich ausbeuten wollen, qua Ausschluss aller anderen nicht-Zahler von der Nutzung der Patente) und ideellem Gesamtkapitalist (der Rest der Wirtschaft will und soll die Patente als Grundlage und Mittel des eigenen Wachstums nutzen können) an der Ausnutzung und Fortschreibung der Technik eine Verlaufsform.

Im kulturellen Bereich, also dort, wo CC-Lizenzen verbreitet sind, verhält sich die Sache oft nicht anders. Übrigens auch nicht bei denen, die ihren Produkten eine nicht-kommerzielle CC-Lizenz verpassen, also eine Lizenz, derzufolge man ein Produkt nur im nicht-kommerziellen Rahmen verwenden darf. Darin steckt die Absicht, andere davon auszuschließen, von den eigenen Arbeitsergebnissen geldmäßig zu profitieren. Dieser prinzipielle Vorbehalt, selbst im Falle etwa eines online gestellten Urlaubsfotos der/die Einzige zu sein, der/die von dessen Verbreitung profitieren könnte, hat selbstverständlich nichts zu tun mit der Kritik an einer Gesellschaft, die auf wechselseitigem Ausschluss von nützlichen Dingen und notwendiger Angewiesenheit jedes/jeder Einzelnen auf eigenes Eigentum oder eigene Arbeitskraft basiert. Das Beharren auf dem Recht des Urhebers ist keine Eigentumskritik, sondern der Standpunkt des Eigentümers in Konkurrenz zu anderen.
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Die anarchistische Bewegung in Japan: 1905 bis 1936

Von Julia G.

Als Startpunkt für die anarchistische Bewegung in Japan wird häufig das Jahr 1905 angegeben. In diesem Jahr schrieb Kōtoku Shūsui, Sozialist und Mitherausgeber der anti-militaristischen Zeitung Heimin Shimbun, aus dem Gefängnis an seinen amerikanischen Freund, den Anarchisten Albert Johnson: 

„Ich habe eine Menge dieser sogenannten „Kriminellen“ gesehen und studiert und kam zu der Überzeugung, dass nur die staatlichen Institutionen – Gericht, Gesetz, Gefängnis – verantwortlich sind für sie – Armut und Kriminalität … In der Tat, ich bin als marxistischer Sozialist [ins Gefängnis] gegangen und zurückgekehrt als radikaler Anarchist.“ (1)

Die anarchistische Bewegung in Japan entstand aus einer zweifachen Spaltung der sozialistischen Bewegung. Als am 20. Mai 1901 die Sozialdemokratische Partei Japans (shakai minshutō) gegründet wurde, waren alle Mitglieder bis auf eines (Kōtoku Shūsui) christlich. Tatsächlich hatten christliche Ideen in der sozialistischen Bewegung in Japan einen so starken Einfluss, dass Kōtoku 1903 missbilligend schrieb: 

  „In Japan wird Sozialismus lediglich als ein Produkt des Christentums angesehen, oder als sein Anhängsel. Die Menschen gehen sogar so weit zu glauben, dass ‘sozialistisch’ gleichbedeutend mit ‘christlich’ ist.“ (2)

  Die christlichen Ideen waren für die japanischen SozialistInnen vor allem wegen ihres „die Ländergrenzen überschreitenden Kosmopolitismus“ und ihres „sämtliche irdische Autoritäten missachtenden Libertarismus“ (3) so attraktiv. Der Bruch kam für viele SozialistInnen mit dem Ausbruch des Russisch-Japanischen Krieges 1904, als sich die ChristInnen der allgemeinen nationalistischen Euphorie hingaben, wohingegen der größte Teil der SozialistInnen eine anti-militaristische, pazifistische Haltung einnahmen. Ein Jahr später zersplitterte die sozialistische Bewegung über inhaltliche Fragen, wie z. B. die der freien Liebe, endgültig in eine christliche und eine nicht-christliche Strömung. 

  Die Anti-Kriegs-Haltung vieler SozialistInnen, wie sie unter anderem auch in der sozialistischen Zeitung Heimin Shimbun teilweise äußerst radikal ausgedrückt wurde, blieb von staatlicher Seite nicht ungestraft. Durch staatliche Repression im Namen der damals drakonischen Pressegesetze wurde die Zeitung dazu gezwungen, ihre Herausgabe einzustellen, und zwei ihrer Herausgeber, Sakai Toshihiko und Kōtoku Shūsui, verbüßten mehrmonatige Haftstrafen. Während dieser Haftzeit war es, dass Kōtoku Shūsui sich dem Anarchismus zuwandte. 

Die zweite Spaltung der sozialistischen Bewegung war die in die Lager der Parlamentarist*innen und der Direkten Aktionist*innen. Sie wurde ausgelöst durch eine Rede, die Kōtoku am 28.6.1906 hielt.

Amerikanische Einflüsse und die Abkehr vom Parlamentarismus

 Obwohl Kōtoku sich in seinem Brief von 1905 selber als Anarchisten bezeichnet, wurde diese Einstellung nicht sofort in seinen Theorien deutlich. 

  Bis dahin dem japanischen tennō trotz der eigenen sozialistischen Neigungen immer loyal, überdachte Kōtoku im Gefängnis diese Auffassung und gelangte zu der Erkenntnis, dass der tennō als Dreh- und Angelpunkt der japanischen Staatsideologie und -maschinerie ein grundlegender Stützpfeiler des Kapitalismus ist. Er entschied, nach Beendigung seiner Strafe einige Zeit in den USA zu verbringen, um seine Kritik am Kaiser frei äußern zu können. Bei seiner Ankunft in Kalifornien im Dezember 1905 propagierte Kōtoku, trotz seiner vorherigen Selbsteinschätzung als Anarchist, noch immer den Parlamentarismus. Kritik an diesem Ansatz wurde ihm vor allem von einer Mrs. Fritz, einer aus Russland emigrierten Anarchistin, aufgezeigt. Sie war es auch, die ihn mit den Ideen des anarchistischen Terrorismus in Berührung brachte und ihn von der Notwendigkeit des politischen Mordes an Regierungsmitgliedern zu überzeugen versuchte. 

  Weit wichtigere Einflüsse (auch wenn sich später herausstellen wird, dass der Einfluss des anarchistischen Terrorismus Kōtokus Leben ein dramatisches Ende machen wird) waren jedoch die des anarchistischen Kommunismus und des anarchistischen Syndikalismus. Mit letzteren kam Kōtoku vor allem durch die damals frisch gegründete IWW in Berührung.

  Im Juni 1906 kehrte Kōtoku nach Japan zurück. Auf seiner Begrüßungsfeier am 28. Juni stellte er die Frage, was durch Parlamentarismus jemals erreicht worden war und was dadurch überhaupt erreicht werden könne. Das beste und einzige Mittel seien, wie er in dieser Rede ausführte, nicht Parlamentarismus und allgemeines Wahlrecht, sondern Direkte Aktionen und der Generalstreik. (4)

Nach dieser Rede versammelte sich um Kōtoku eine Gruppe radikaler Sozialist*innen, die den Parlamentarismus ablehnten und Direkte Aktionen befürworteten.

Ära der Volksunruhen 

  In der Zeit von 1905 bis 1918 kam es in Japan immer wieder zu Demonstrationen, Unruhen und Aufständen der Bevölkerung, weshalb diese Epoche auch als „Ära der Volksunruhen“ (minshu sōjōki) bezeichnet wird. Einige davon will ich kurz erwähnen:

1906 wurden im von der Nachkriegsrezession geplagten Japan nicht nur zur Finanzierung der kriegerischen Auseinandersetzungen die Steuern erhöht, sondern auch eine Preiserhöhung für die Nutzung der Straßenbahnen in Tōkyō angekündigt. Daraufhin kam es im Hibiya-Park in Tōkyō zu mehreren von gemäßigten und radikalen Sozialist*innen organisierten Demonstrationen mit mehr als tausend Teilnehmer*innen, in deren Verlauf es auch zu Beschädigungen und Zerstörungen von Regierungsgebäuden und Straßenbahnen kam. Zahlreiche Demonstrant*innen wurden verhaftet, doch die Preiserhöhung konnte zumindest für einige Zeit aufgeschoben werden. (5)

1907 mündete in den Kupferminen in Ashio, Präfektur Tochigi, ein sich seit Jahren hinziehender Konflikt in gewaltsamen Ausschreitungen. In den 1880ern durch Furukawa Ichibe vom Staat gekauft, gelangten mit der Ausdehnung der Produktion immer mehr Produktionsabfälle in den Watarase-Fluss, wodurch ganze Landstriche verschmutzt und in großem Maßstab Reisernten zerstört wurden. Bereits in den 1890ern wurde das Problem mehrfach dem Parlament vorgetragen, und im Jahr 1900 versuchten tausend Repräsentant*innen der betroffenen Bäuer*innen ihren Sorgen mit einem Protestmarsch nach Tōkyō Luft zu machen. Der Marsch wurde fast direkt nach dem Aufbruch von Polizei und Militär zerschlagen und das Problem blieb weiterhin unbeachtet… Bis zum Februar 1907, als in einem gewalttätigen Aufstand von mehr als 3000 Minenarbeiter*innen und Bäuer*innen die Mine mit Feuer und Sprengstoff fast vollständig zerstört wurde. Die Aufständischen lieferten sich Kämpfe mit Polizei und drei Infanterie-Kompanien, die zur Aufstandsniederschlagung geschickt wurden, bevor sie sich der Übermacht des Staates ergeben mussten. (6) Dieser Aufstand war „der erste Ausbruch von Gewalt in großem Maßstab in der Geschichte der japanischen Arbeiterbewegung“. (7)

Am 18.6.1908 wurde der Sozialist Yamaguchi Koken aus dem Gefängnis entlassen. Als sich vier Tage später gemäßigte und radikale Sozialist*innen zu einer Versammlung zu seiner Begrüßung trafen, kam es zum sogenannten akahata jiken, „Rote Flaggen“-Vorfall. Beim Verlassen des Saales entrollte die Fraktion der Direkten Aktionist*innen rote Fahnen mit den Worten „Anarchismus“ und „Anarchistischer Kommunismus“, woraufhin es zu Auseinandersetzungen mit der Polizei kam, die versuchte, in Besitz dieser Fahnen zu gelangen. Zahlreiche dieser Anarchist*innen wurden festgenommen. Der radikale Sozialist Sakai Toshihiko schreibt in seinen „Erinnerungen an den akahata jiken, dass man mit milden Strafen von zwei, höchstens vier Monaten rechnete, immerhin sei es ein „so langweiliger Vorfall, bei dem nichts passierte“ (8) gewesen. Doch der Staat hielt das bisherige Vorgehen gegen die radikale Bewegung für zu nachsichtig und änderte den Kurs: Statt wenigen Monaten wurden Haftstrafen von einem bis 2½ Jahren verteilt.

Hochverratsaffäre, Winterzeit, Rice Riots 

  In den Jahren 1909/10 radikalisierte sich ein Teil der anarchistischen Bewegung um Kōtoku Shūsui zusehends. Kōtoku selber versuchte zu dieser Zeit, eine Gruppe von 40 bis 50 bedingungslosen und hartgesottenen Radikalen zu rekrutieren, die durch Gewaltakte die Revolution des Terrors initiieren würden: 

„Das wesentliche Merkmal der Revolution des Terrors sollte eine Gruppe sein, dazu bestimmt Ausbrüche von Unruhen herbeizuführen, die den unterdrückten Arbeitern signalisieren sollten, dass etwas getan werden könne, um die Verteilung von Reichtum und Gütern zu ändern. […] Die Revolution würde aus Akten des Terrors und der Gewalt gegen Regierungen bestehen, einschließlich der Benutzung von Bomben gegen Personen mit Verantwortung, Anschläge auf die Überbleibsel der Macht, besonders die Polizei und die Gerichte, Freilassung von politischen Gefangenen und die Ausgabe von Nahrungsmitteln aus den Lagerhäusern der Reichen. Diese Akte würden das Volke dazu inspirieren, sich zu erheben und andere Akte der Missachtung zu begehen, wodurch die Machtverhältnisse, die die Regierungen aufrechterhalten hatten, beendet werden würden.“ (9)

Gleichzeitig versuchten zwei Gruppen, obwohl es durchaus einen Kontakt zwischen diesen beiden Gruppen gab, unabhängig voneinander Mitglieder der kaiserlichen Familie zu ermorden. Uchiyama Gudō, der die allgemein angenommene Göttlichkeit des tennō anzweifelte, war der Meinung, dass der Welt durch die Ermordung des Kaisers gezeigt werden müssen, dass „das Blut des Kaisers nicht anders war als das Blut, dass in den Adern des durchschnittlichen Japaners floss.“ (10) Im Jahr 1910 plante er die Ermordung des Kronprinzen. 

  In Tōkyō plante derweil eine Gruppe, an der hauptsächlich die anarchistische Terroristin Kanno Sugako und die anarchistischen Terroristen Miyashita Takichi, Niimura Tadao und Furukawa Rikisaku beteiligt waren, auf Grundlage von Uchiyamas Theorie die Ermordung des tennō selbst durch einen Bombenanschlag. Es ist nicht zu hundert Prozent sicher, inwieweit Kōtoku Shūsui an diesen Plänen beteiligt war. Es deutet jedoch alles daraufhin, dass er von der Herstellung der Bomben wusste und auch indirekt daran beteiligt war, indem er Kontakte zwischen einzelnen involvierten Personen herstellte. Weiterhin hatte er sich in Gesprächen mit den Terrorist*innen zumindest theoretisch positiv über die Notwendigkeit der Ermordung des Kaisers geäußert, dies jedoch wohl nur sehr vage. Aus den endgültigen vorbereitenden Treffen, auf denen genau Pläne geschmiedet, Aufgaben verteilt und das Werfen von Bomben geübt wurde, hielt er sich jedoch wahrscheinlich raus. 

  Nichtsdestotrotz war Kōtoku, vor allem wegen seiner Bedeutung für die radikale linke Bewegung, das Hauptziel der polizeilichen Untersuchungen und letztendlich der Anklage, als sowohl die Anschlagspläne von Uchiyama und der Gruppe in Tōkyō, wie auch die Rekrutierungsversuche Kōtokus aufgedeckt wurden. Was dann kam, war eines der bedeutendsten wie auch umstrittensten Gerichtsverfahren in der japanischen Geschichte: Zum ersten und einzigen Mal wurden Personen wegen eines Verstoßes gegen Artikel 73 (Verletzung oder Tötung des Kaisers und eines nahen Angehörigen, bzw. Planung desselben) angeklagt. 26 Anarchist*innen wurden angeklagt, 24 von ihnen verurteilt, zwölf davon (darunter auch Kōtoku und Kanno, Miyashita, Niimura, Furukawa und Uchiyama) zum Tode durch Erhängen. Umstritten ist das Verfahren vor allem deshalb, weil die Staatsanwaltschaft nur fünf der Angeklagten die ihnen zur Last gelegten Taten tatsächlich stichfest nachweisen konnte. Somit ist es ganz offensichtlich, dass die Anklage vor allem dazu diente, die anarchistische Bewegung im Kern zu treffen. (11) Die Rechnung ging auf: 1911 begann die sogenannte „Winterzeit“ für radikale Linke, die Bewegung war zersplittert und wenn überhaupt nur marginal und im Untergrund tätig.

1918 wurde die Winterzeit gewissermaßen von unten, von der Bevölkerung selbst, gesprengt. Ausgehend von einem kleinen Fischerdorf in Toyama rollte eine Aufstandswelle über ganz Japan hinweg, die von Juli bis September 1918 andauerte. In 42 der 47 Präfekturen Japans gingen Schätzungen zufolge zwischen 700.000 und 10 Millionen Menschen unterschiedlichsten Alters, Einkommens und Bildungsstandes auf die Straße, um ihrem Unmut Luft zu machen. Der Hauptgrund für diese Aufstände waren die täglich steigenden Reispreise, die Reisspekulation und das Horten des Grundnahrungsmittels durch einiger Händler, die versuchten, aus der Inflation größtmöglichen Gewinn zu schlagen. Man kann diese „Rice Riots“ jedoch genauer in vier Kategorien unterteilen: die in den Fischerdörfern (12), in den Städten (13), auf dem Land (14) und in den Kohleminen (15). Dieser Einteilung entsprechend gab es weitere thematische Schwerpunkt der Aufstände. In den Städten protestierte man unter anderem auch gegen die geringen Löhne der Arbeiter*innen, bei einem allgemeinen Wachstum der japanischen Wirtschaft, und für mehr politisches Mitspracherecht, besonders auch für die Arbeiter und Arbeiterinnen. Auf dem Land forderte man die Senkung der Abgaben der Pachtbäuer*innen an die Grundbesitzer*innen und mehr Rechte für die Bäuer*innen gegenüber den Grundbesitzer*innen. Die Aufstände in den Kohleminen waren schwerpunktmäßig Arbeitskämpfe, wobei die Minenarbeiter*innen vor allem höhere Löhne und bessere (und vor allem sicherere!) Arbeitsbedingungen forderte. Gleichzeitig kämpfte man für das Recht, über diese beiden Punkte mit den Arbeitgeber*innen verhandeln zu dürfen, denn Gewerkschaften, Arbeiterbewegungen, Arbeitskämpfe und -verhandlungen waren seit 1900 durch das Polizeigesetz zur Wahrung des öffentlichen Friedens (chian keisatsu hō) verboten. Die aufständischen Maßnahmen reichten von gewaltfreien Sitzblockaden und friedlichen Märschen über den Boykott der Verfrachtung von Reis für den Export und die Aneignung von Reis zu Preisen, die als gerecht erachtet wurden, bis hin zu zum Teil heftigen und blutigen Straßen- und Barrikadenkämpfen mit Polizei und Militär, bei denen 30 Aufständische getötet, unzählige verletzt und verhaftet wurden. Im Anschluss an die Rice Riots wurden landesweit 8.185 Menschen wegen unterschiedlichster Vergehen vor Gericht gestellt. Doch die Aufstände wurden nicht durch staatliche Repression zerschlagen, sondern durch Preissenkungen für Reis und Hilfsmaßnahmen der Regierung. 

  Es ist nicht vollständig geklärt, ob und inwieweit radikale oder anarchistische Aktivist*innen an den Aufständen beteiligt waren, doch die Wahrscheinlichkeit ist gering, da die Polizei schon im Voraus alle als radikal oder potentiell gefährlich eingeschätzte Personen in Gewahrsam nahm oder unter Hausarrest stellte. (16)

Kooperation und Bruch mit den Kommunist*innen

  Als 1917 in Russland die Revolution ausbrach, reagierte man in Japan enthusiastisch und freudig erregt. Sie wurde „als außerordentlicher Ansporn für Anarchist*innen in allen Ländern“ (17) und als effektive vereinigte Front von Reformist*innen und Sozialist*innen aller Couleur betrachtet. Zu dieser Zeit noch machte u.a. der anarchistische Syndikalist Ōsugi Sakae keine Unterscheidung zwischen der anarchistischen Strategie und der der bolschewistischen Kommunist*innen. Erst 1921, nachdem Ōsugi die Berichte von Emma Goldman und Alexander Berkman über die weiteren Vorgänge in Russland und auch in der Ukraine gegen die Machnowschtschina verfolgt hatte, kam er zu der Einsicht, dass die anarchistische und die bolschewistische Ideologie nicht miteinander vereinbar sind. Die Publikation der anarchistischen und bolschewistischen Zeitung rōdō undō (Arbeiterbewegung, gegründet: Januar 1921) wurde im Juni 1921 eingestellt und die von Bolschewist*innen und Anarchist*innen gegründete „Union der Arbeitergewerkschaften“ (rōdō kumiai dōmeikai) löste sich auf. Ein erneuter Versuch der Kooperation zwischen Bolschewist*innen und Anarchist*innen in Form der „Landesweiten Föderation der Arbeitergewerkschaften“ (zenkoku rōdō kumiai sōrengō) scheiterte schon auf der Gründungsversammlung an der Frage der Organisationsform: Föderalismus oder Zentralismus. Damit war auch die kurze Periode der Kooperation zwischen Bolschewist*innen und Anarchist*innen endgültig vorbei.

Krise zwischen „reinen“ Anarchist*innen und anarchistischen Syndikalist*innen

 Zwischen dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg war in Japan die Strömung des „reinen“ Anarchismus vorherrschend, deren Anhänger sich dem Ziel verschrieben hatten, den Anarchismus von dem als „unrein“ betrachteten Syndikalismus zu befreien. Für die „reinen“ Anarchist*innen, die sich vor allem auf die Schriften von Peter Kropotkin bezogen, waren die Bäuer*innen aufgrund ihrer großen Masse und ihrer unzumutbaren Lebensbedingungen die einzig wirklich revolutionäre Masse. Der Widerspruch zwischen Stadt und Land wurde als Hauptwiderspruch im Kapitalismus angesehen und den in den Städten lebenden Menschen die Ausbeutung der auf dem Land Lebenden vorgeworfen. Zwar wurde für die Überwindung der bestehenden Gesellschaft die Kooperation von Arbeiter*innen und Bäuer*innen als unerlässlich angesehen, aber die Revolution war für die „reinen“ AnarchistInnen erst dann beendet, wenn auch das Stadtleben überwunden und zugunsten eines Lebens in bäuerlichen und klein-industriellen Kommunen aufgegeben worden war. Die „reinen“ Anarchist*innen kritisierten am Syndikalismus vor allem drei Dinge: Erstens sei im Syndikalismus notwendig der Abfall zum Reformismus enthalten. Zweitens setze er durch die Konzentration der Gewerkschaften auf einzelne Industriezweige die Arbeitsteilung und Austauschbeziehungen fort, die wirtschaftliche Ungleichheiten und somit Hierarchien reproduzieren würden. Drittens sei die „künstlich geschaffene Organisationstheorie“ der Syndikalist*innen unnötig, da der Mensch sich ganz natürlich zu einer freien Assoziation von Gruppen mit einem gemeinsamen Ziel zusammenfinden würde, wie dies auch unter Tieren und als „primitiv“ angesehenen Menschen der Fall wäre. (18) Vor allem die Ablehnung von Austauschbeziehungen wurde von einigen „reinen“ AnarchistInnen soweit radikalisiert, dass die Autarkie der Kommunen über die „Luxus“-Bedürfnisse der Menschen gestellt wurden. Dies bedeutet u. a. auch, dass eine Kommune, die ein bestimmtes Gut (selbst wenn es sich um ein Gut wie künstliches Licht handelt) nicht produzieren kann, Alternativen dafür suchen oder ganz auf das Gut verzichten müsse. (19)

Organisatorisch stellte sich diese Krise vor allem durch den Rückzug der anarchistischen Syndikalist*innen aus den beiden anarchistischen Bündnissen in den Jahren 1927/28 dar: dem Anfang 1926 mit ca. 700 Mitgliedern gegründeten „Bündnis der Schwarzen Jugend“ (kokushoku seinen renmei), kurz: kokuren, und der 1926 von 400 Delegierten aus 25 Gewerkschaften gegründeten „Landesweiten Libertären Föderation von Arbeitergewerkschaften“ (zenkoku rōdō kumiai jiyū rengōkai), kurz: zenkoku jiren. Letztere hatte auf ihrem Höhepunkt eine vereinte Mitgliederzahl von 15.000.

Staatliche Repression und die Zerschlagung der anarchistische Bewegung im Zweiten Weltkrieg 

  Dabei konnte der Zeitpunkt für Streitigkeiten innerhalb der anarchistischen Bewegung kaum ungünstiger gewählt worden sein. Mit dem Einfall der japanischen Armee in die Mandschurei 1931 begann nicht nur eine Zeit der Aggression nach außen, sondern auch eine steigende Repression gegen alle Dissidenten innerhalb des Landes.

 Die anarchistische Bewegung versuchte mittels dreier Strategien, sich dieser Repression zum Trotz am Leben zu halten: 

  Im Jahr 1934 kam es zur Wiedervereinigung der zenkoku jiren mit der anarchistisch-syndikalistischen „Landesweiten Konferenz der Libertären Föderation der Arbeitergewerkschaften“ (zenkoku rōdō kumiai jiyū rengō kyōgikai) zu einer großen, dezentralen anarchistischen Organisation, die jedoch deutlich reformistische Züge aufwies. Nach der Machtübernahme der Nazis in Deutschland kooperierte man dann zunehmend auch wieder mit Bolschewist*innen und Sozialdemokrat*innen. Doch die Repression stieg auf ein Maß an, wo Versammlungen binnen Minuten aufgelöst wurde, was eine Arbeit der zenkoku jiren nahezu unmöglich machte. (20)

  Zweitens gründete sich im Februar 1931 die deutlich anti-syndikalistische „Assoziation der Landjugend“ (nōson seinen sha), die sich v. a. auf ländliche Gegenden konzentrierte. Diese Gruppe radikalisierte das Prinzip der Dezentralisierung bis hin zu der Frage, ob überhaupt noch eine Art verbindende Organisation zwischen den einzelnen Grüppchen nötig sei. Im Februar 1932 löste sich die Gruppe auf, teils aus strategischen Gründen, zum Teil aber auch nachdem mehrere Mitglieder nach einer Reihe von Raubüberfallen in Tōkyō zur Beschaffung von finanziellen Mitteln für die Revolution verhaftet worden waren. Im Oktober 1934 wurden vor einem Militärmanöver, an dem der tennō teilnehmen sollte, vorsorglich noch weitere anarchistische Aktivist*innen verhaftet, besonders auch ehemalige Mitglieder der nōson seinen sha. (21) 

  Am 30.1.1934 wurde, drittens, die streng geheim gehaltene „Anarchistisch-Kommunistische Partei Japans“ (nihon museifu kyōsantō) gegründet, die nie mehr als ein Dutzend handverlesener Mitglieder hatte. Diese Gruppe sah die derzeitige Situation als so bedrohlich an, dass sie es für gerechtfertigt hielt, bolschewistische Methoden anzuwenden und absoluten Gehorsam von ihren Mitgliedern zu verlangen, der die Hinterfragung von getroffenen Entscheidungen verbat. 

Die Existenz der Partei wurde jedoch 1935/36 aufgedeckt und etwa 400 als solche bekannte Anarchist*innen wurden verhaftet. 1936 wurden erneut 300 Anarchist*innen verhaftet und obwohl letztlich nur wenigen führenden Mitgliedern der Partei und der nōson seinen sha der Prozess gemacht wurde, saßen viele der Verhafteten für mehrere Monate in Untersuchungshaft. Gemeinsam mit den Medien wurde im ganzen Land eine anti-anarchistische Hysterie geschürt, die die Verbreitung von anarchistischen Gedanken unmöglich machte. 1936 löste sich auch die zenkoku jiren auf und die Anarchist*innen hatten kaum eine andere Möglichkeit, als sich ins Private zurückzuziehen und die Kriegsjahre abzuwarten. (22)

Japanische Freiwillige im Spanischen Bürgerkrieg

 Es ist nicht genau bekannt, wie hoch die Anzahl der japanischen Freiwilligen im Spanischen Bürgerkrieg gegen Franco war. Den meisten Quellen zufolge gab es nicht mehr als einen Freiwilligen: 

  Jack Shirai, über dessen Leben nur wenig bekannt ist, wuchs in einem Waisenheim in Hakodate auf, von er mit 15 floh. Gegen 1930 reiste er wahrscheinlich illegal in die USA ein, arbeitete dort als Koch und war wahrscheinlich Mitglied des pazifistischen „Clubs der japanischen Arbeiter“ (nihonjin rōdōsha kurabu). 

  1937 war er Freiwilliger des Abraham-Lincoln-Bataillons der Internationalen Brigaden, wo er nur widerwillig seine Aufgabe als Koch annahm. Nachdem er schließlich doch die Küche gegen die Front eingetauscht hatte, fiel er im Sommer 1937 bei der Schlacht um Brunete. Obwohl unter seinen Genoss*innen so bekannt, dass sogar ein Plakat nach seinem Vorbild gestaltet und ein Gedicht über ihn geschrieben wurde, ist er in Japan kaum bekannt. (23)

(1) Nach: Notehelfer, Fred G. (2010): Kōtoku Shūsui. Portrait of a Japanese Radical. Cambridge (Mass.); New York, Melbourne; Madrid; Cape Town; Singapore; São Paulo; Delhi; Dubai, Tokyo: Cambridge University Press, S. 113

  Alle Übersetzungen sind Übersetzungen der Autorin

  (2) Nach: Crump, John (1993): Hatta Shūzō and Pure Anarchism in Interwar Japan. New York: St. Martin’s Press, S. 49

(3)Ōsugi Sakae, Jijōden: www.aozora.gr.jp/cards/000169/files/1273.html

(4) Vgl. Notehelfer (2010): S. 134f

(5) Vgl. ebd.: S.136f

(6) Vgl. ebd.: S.65f, Crump (1993): S. 141

(7) Notehelfer (2010): S.141

(8) Sakai Toshihiko, Akahata Jiken no Kaiko: http://www.aozora.gr.jp/cards/000164/files/4310_7025.html

(9) Plotkin, Ira L. (1990): Anarchism In Japan. A Study of the Great Treason Affair. Lewiston; Queenston; Lampeter: The Edwin Mellen Press, S. 29

(10) Ebd. S.31

(11) Eine detaillierte Analyse des Falles (der auch alle hier verwendeten Informationen entnommen sind) liefert Ira L. Plotkin, Anarchism In Japan. A Study of the Great Treason Affair. Lewiston; Queenston; Lampeter: The Edwin Mellen Press, 1990.

(12) Vgl. Lewis, Michael (1990): Rioters and Citizens. Mass Protest in Imperial Japan. Berkeley; Los Angeles; Oxford: University of California Press, S. 34-81

(13) Vgl. ebd. S. 82-134

(14) Vgl. ebd. S. 135-191

(15) Vgl. ebd. S. 192-241

(16) Vgl. Lewis (1990), libcom.org/library/osugi-sakae-biography, http://libcom.org/library/1918-rice-riots-strikes-japan

(17) Ōsugi Sakae, Nihondasshutsuki: http://www.aozora.gr.jp/cards/000169/files/2582_20705.html

(18) Vgl. Crump (1993): S. 63

(19) Vgl. ebd.: S.143

(20) Vgl. ebd.: S.159-171

(21) Vgl. ebd.: S.172-180

(22) Vgl. ebd.: S.181-185

(23) Vgl. http://web.archive.org/web/20030718175340/http://www.vulgo.org/index.php?option=news&task=viewarticle&sid=566, http://homepage3.nifty.com/borracho/jack%20shirai.html
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Fall Oury Jalloh: Spenden für einen unabhängigen Brandsachverständigen

Für einen unabhängigen Brandsachverständigen 

Gerechtigkeit und Wahrheit für Oury Jalloh

Seit sieben Jahren wird von der Justiz in Sachsen-Anhalt der schreckliche Tod von Oury Jalloh in der Gewahrsamszelle Nr. 5 des Polizeireviers Dessau verhandelt. Am 7. Januar 2005 verbrannte er in den Räumen der Polizei am hellichten Tag. Dieser entsetzliche Vorgang ist bis heute nicht aufgeklärt. Die Staatsanwaltschaft hat zwar Anklage gegen Polizeibeamte erhoben, hat aber von Anfang an behauptet, Oury Jalloh hätte selbst das Feuer gelegt, das ihn getötet hat. Wir haben das nie geglaubt!

Von dem Landgericht Dessau wurden die angeklagten Polizisten im Dezember 2008 freigesprochen. Der Bundesgerichtshof hob das Urteil auf und verwies das Verfahren zurück. Seit Januar 2011 wird vor dem Landgericht Magdeburg verhandelt. Näher an die Wahrheit hat das Verfahren nicht geführt, vielmehr ist deutlich geworden, dass vertuscht und gelogen wird. Dem vom Gericht beauftragten Brandsachverständigen ist vorgegeben, dass Oury Jalloh den Brand selbst gelegt hat. So kann es keine gerechte Entscheidung geben, so kann man die Wahrheit nicht finden!

Die Initiative hat jetzt Kontakt zu einem sehr bekannten Brandsachverständigen in den USA aufgenommen, um von ihm den Sachverhalt begutachten zu lassen und doch noch die Ursache des Brandes in der Dessauer Polizeizelle herauszufinden. Dafür müssen Schriftstücke zusammengestellt und übersetzt werden und es wird einen persönlichen Kontakt zwischen dem amerikanischen Sachverständigen und einem Beauftragten von uns in den USA geben müssen, damit alles durchgesprochen werden kann und alle Fragen des Sachverständigen beantwortet werden können.

Ein unabhängiger Gutachter soll erstmals der Frage nachgehen, inwiefern der Tod Oury Jallohs durch Fremdverschulden verursacht wurde. Auch der 2. Prozess hält an der These fest, Oury Jalloh hätte sich selbst angezündet.

Wir sammeln Geld für ein unabhängiges Gutachten. Auch Kleinstbeträge sind willkommen.

Wenn auch Sie an der Wahrheit interessiert sind, ob in einer deutschen Polizeistation ein rassistisch motivierter Mord möglich ist, dann können sie jetzt mit ihrem Namen und einer Spende für die Untersuchung eines unabhängigen internationalen Brandgutachters einstehen. Wir wollen es nicht zulassen, dass diese Tat vertuscht wird und ein Gericht mit seiner Strategie der Verharmlosung durchkommt.

Und so können Sie aktiv werden:


  	Sie können mit einer Spende den Gutachter finanzieren 

  	 Sie können mit Ihrer Unterschrift den Aufruf unterstützen

  	 Sie können diesen Aufruf ausdrucken und weiterverbreiten 

  	 und Sie können mit uns zusammen eine Veranstaltung organisieren. Wir kommen gern in Ihre Schule, in Ihren Kiez, mit einer Soliparty, einer Infoveranstaltung oder Ähnlichem.

  	 und natürlich können Sie mit uns zusammen den Prozess beobachten, Termine auf unserer Website http://initiativeouryjalloh.wordpress.com



Bankverbindung

Initiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V.

Zweck: Brandgutachter

Bank für Sozialwirtschaft

Kontonummer: 1233 601

Bankleitzahl: 100 205 00
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FdA-Hautnah

 

Regelmäßige Termine der Mitglieder*innen im Forum deutschsprachiger Anarchist*innen

 

BERLIN

Anarchistischer Stammtisch der Anarchistischen FöderationBerlin (AFB)

Jeden 2. Donnerstag ab 19 Uhr in der Tempest Library, Reichenberger Str. 63a, Kreuzberg

4. Dienstag des Monats ab 19 Uhr im Café Morgenrot, Kastanienallee 85, Prenzlauer Berg

Tresenabend „Auch in Kreuzberg erreichbar - die Anarchistischen

Gruppe Neukölln (AGN)

Jeden 2. und 4. Freitag im Monat in der Erreichbar, Reichenbergerstr. 63a, 2. HH

DRESDEN

Offener FAU-Stammtisch des Allgemeinen Syndikats Dresden (Libertäres Netzwerk)

Jeden 2. Mittwoch und 4. Freitag in der Kneipe „Trotzdem“ ,Alaunstr. 81, Dresden-Neustadt

MANNHEIM

Volxküche der Anarchistischen Gruppe Mannheim (AGM)

Jeden 1. Sonntag ab 19:00 Uhr im ASV, Beilstraße 12 (Hinterhaus),68159 Mannheim

Radio Libertad - libertäre Nachrichtensendung der AGM auf Radio Bermudafunk (89,6 in Mannheim 105,4 in Heidelberg)

Jeden 2. und 4. Sonntag im Monat von 13:00 - 14:00 Uhr

SAARBRÜCKEN

Anarchistischer Stammtisch von antinationale.org

Jeden 1. Dienstag im Monat ab 18:00 Uhr im Philocafé, Gebäude C5.2, Universität des Saarlandes

Feierabend - die libertäre Solikneipe

Jeden 2. Freitag im Monat ab 20:00 Uhr im JUZ, Pfarrgasse 49 in St. Ingbert



Wer wir sind & was wir wollen

Unser Ziel ist eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne Grenzen, Klassen und Staaten auf Grundlage der freien Vereinbarung, der gegenseitigen Hilfe und des anarchistischen Föderalismus, der durch gebundene Mandate seitens der Basis gekennzeichnet ist.

Diese Gesellschaft soll pluralistisch sein, damit unterschiedliche Lebensentwürfe und kollektive Grundordnungen gleichberechtigt – verbunden durch den Föderalismus – erprobt, gelebt und umgesetzt werden können.

Da wir jede Herrschaft über und Ausbeutung von Menschen ablehnen, setzen wir uns ein für die Abschaffung aller Formen von Herrschaft und Ausbeutung in kultureller, politischer, sexueller, sozialer, wirtschaftlicher oder sonstiger Hinsicht. Dies beinhaltet die Ablehnung von Hierarchien und Totalitarismen in jeder Form.

Wir treten ein für eine bedarfsorientierte und umweltverträgliche Nutzung der natürlichen Ressourcen.

Menschenbild:

Wir sind der Überzeugung, daß wir Menschen prinzipiell in der Lage sind, eigenständig selbstbestimmt in einer freien Gesellschaft zu leben und verantwortungsbewußt zu handeln.

Die gegenwärtige Unfähigkeit, tatsächlich in einer herrschaftsfreien Gesellschaft zu leben und der Unwille, sich auf eine solche einzulassen, sind nicht auf die ''Natur des Menschen'' zurückzuführen. Vielmehr sind Erziehung, Förderung, Sozialisation und die wirtschaftlichen, politischen und sozialen Rahmenbedingungen, in denen ein Mensch aufwächst und lebt, entscheidend. Dabei nehmen wir uns selbst nicht aus.

Aktionsformen:

Grundlage unseres Handelns ist es, weder Herrschaft erleiden noch Herrschaft auszuüben zu wollen. Dieser Haltung verleihen wir u.a. Ausdruck durch unsere gegenseitige Hilfe, unsere Verweigerung herrschaftlichen Institutionen gegenüber, Ungehorsam jeglicher Art, die Durchführung direkter Aktionen und Demonstrationen, das Ausleben und Umsetzen unserer Kreativität, ein konkretes Erproben anarchistischer Lebenswirklichkeiten und anarchistischer Alltagskultur sowie die herrschaftsfreie Selbstorganisation auf Grundlage des anarchistischen Föderalismus. Aus der Selbstorganisation der Betroffenen und Interessierten soll die revolutionäre Selbstverwaltung aller kollektiven Lebensbereiche (Produktions- und Reproduktionsstätten, Kommunen, Stadtteile, ...) erwachsen.

StellvertreterInnenmodelle und die Bildung von Parteien – wie in ausbeuterischen Wirtschaftssystemen und im Parlamentarismus üblich – lehnen wir ab, da diese im Widerspruch zu unseren Vorstellungen einer herrschaftsfreien Gesellschaft stehen.

Verhältnismäßigkeit der Mittel:

Der Zweck "heiligt" nicht immer die Mittel! Die Wahl der Mittel leitet sich von unseren Zielen ab. Sie steht in direktem Verhältnis zu den gegebenen Umständen und hängt von der konkreten Situation ab.

Wege zur Erreichung einer herrschaftsfreien Gesellschaft:

Das FdA will auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens an die föderalistischen Ideen anknüpfen und sie den Erfordernissen der heutigen Zeit anpassen. Im anarchistischen Föderalismus sehen wir die Grundlage einer wirklichen und dauerhaften Selbstbestimmung, die allein die Gewähr für Freiheit, Gleichheit und Solidarität gibt.

Wir streben keine Übernahme, sondern die Abschaffung der politischen Herrschaft an.

Wir wollen keinerlei Vorschriften machen, ob der Zustand der Anarchie individualistisch, mutualistisch, kollektivistisch, kommunistisch, syndikalistisch etc. angestrebt werden soll, solange der Weg mit unseren generellen Grundsätzen vereinbar ist. Das FdA sieht seine Aufgabe darin, eine mögliche Anlaufstelle für alle AnarchistInnen zu sein, zwischen den verschiedenen Ideenströmungen im Anarchismus zu vermitteln, um eine richtungsübergreifende Zusammenarbeit zu ermöglichen.

Warum wir uns organisieren:

Erst Gemeinschaften ermöglichen die gegenseitige Hilfe und bilden die Grundlage, auf der eine anarchistische Gesellschaft wachsen kann. Informelle, unverbindliche Zufallsbegegnungen sind für diese Gemeinschaften nicht ausreichend. Deshalb organisieren wir uns, um Solidarität zu leben, Mut zum Handeln zu geben und die Wirksamkeit unseres Handelns zu steigern. Organisierung erleichtert die weltweite Kommunikation und ist Voraussetzung für die Koordination gemeinsamer Aktivitäten. Sie erleichtert die Vermittlung von Inhalten und Positionen und bildet einen Rückhalt für das Ersetzen der bisherigen staatstragenden Bildungssysteme durch anarchistische Alternativen. Dazu gehört auch die Möglichkeit des Auslebens und Umsetzens von Kreativität. Daher sehen wir in einer föderativen anarchistischen Organisierung eine langfristige Perspektive über spontane Zusammenschlüsse und Einpunktbewegungen hinaus. Sie ist eine gemeinsame soziale Basis für anarchistische Gesellschaften, ein konkretes Erproben anarchistischer Lebenswirklichkeiten und anarchistischer Alltagskultur.

Das FdA hat das Ziel, den Aufbau einer deutschsprachigen anarchistischen Föderation voranzutreiben.

Kontakt

Anarchistische Gruppe Mannheim

  Webseite: http://anarchie-mannheim.de/

  Email: info@anarchie-mannheim.de

  Anarchistischen Föderation Berlin

  Webseite: http://afb.blogsport.de

Email: afb@riseup.net

Antinationale.org (Saarland)

  Webseite: http://antinationale.org

  Email: antinationale@riseup.net

  

  Karakök Autonome

  Webseite: http://www.karakok.org/

  Email: laydaran@immerda.ch 

  

  Libertäres Bündnis Ludwigsburg

  Webseite: http://lblb.pytalhost.de

  Email: lb-hoch2@riseup.net 

  

  Libertäres Netzwerk Dresden

  Webseite: https://www.libertaeres-netzwerk.info

  Email: linetdd [at] riseup [punkt] net
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